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Für den DGB und seine Gewerkschaften gibt es indessen nur diesen Maßstab: 
die in der „DGB-Erklärung an die neue Bundesregierung" am 22. Oktober 1969 

zum Ausdruck gebrachten Forderungen 
und Erwartungen der Arbeiter, Ange-
stellten und Beamten. Gehl man davon 
aus, daß die Gewerkschaften seit Be-
stehen der Bundesrepublik selbst unter 
den reaktionären CDU/CSU-Regimes 
von Adenauer bis Kiesinger Erfolge 
erkämpfen konnten, so ist die Ab-
schaffung des Rentnerbeitrages zur 
Krankenversicherung und die Senkung 
des Wahlalters auf 18 Jahre als ein-
zige nennenswerte Veränderungen seil 
Regierungsübernahme durch die SPD 
ein ziemlich dürftiges Resultat. Die 
wesentlichen Forderungen des DGB 

sind überhaupt nicht oder gar — wie das Betriebsverfassungsgesetz — in nega-
tiver Weise angepackl worden: Ausdehnung der paritätischen Mitbestimmung 
auf alle Großunternehmen; echte vermögenspolitische Maßnahmen für die ab-
hängig Beschäf.igten und keine Beschränkung auf Sparförderung; Verkürzung 
der Wehrdienstzeit; Ausdehnung demokratischer Rechte und Verbot der NPD; 
Stabilisierung des Preisniveaus; Wiederanhebung der Kilometerpauschale und 
Verdreifachung des Arbeilnehmerfreibelrages; Sicherung der Betäligungsfrei- 
heil der Gewerkschaften und der Tarifautonomie; demokratische Bildungsreform, 
gesetzlicher Anspruch aui Bildungsurlaub; ak.ive Förderung einer international 
kontrollierten Abrüstung — um nur einige der wichtigsten zu nennen.

^/I il Beginn auch der parlamentarischen Sommerferien pflegt man in diesen 
IVI Tagen landauf-landab die „HalbzeiT-Bilanz der SPD/FDP-Regierungskoali- 
tion zu ziehen. Zwei von vier Arbeitsjahren des Bundestages m der laufenden 
Legislaturperiode sind um. Inmitten einer beispiellosen Preissteigerungswelle 
und massierten Drucks von Bundesregierung und Unternehmern aui die ge-
werkschaftliche Lohnpolitik fragen sich vor allem die Gewerkschafter, ob die in 
eine sozialdemokratische Regierungsführung gesetzten Erwartungen gerechtfer-
tigt waren. Sozialdemokratische Minister und Parteiführer verweisen auf eine 
umfangreiche Liste von Versprechungen und guten Vorsätzen als Resultat „er-
folgreicher" Politik. Manche Gewerkschaftsfunktionäre stehen ihnen nicht nach. 
Toll treibt es die CDU/CSU, deren Fortschrittsgetue und hemmungslose Dema-
gogie bei der Kritik an der Regierungspolitik kaum zu überbieten ist.

NACHRICHTEN

Nichts in dieser Richtung ist geschehen. Nie war die Tarifaulonomie durch 
konzertierte Aktionen, Lohnleitlinien und andere staatliche Einmischungsver-
suche so bedroh: wie jetzt. Die Rüstungslasten steigen weiter, und auch das 
außenpolitische Paradepferd, die „neue Ostpolitik", ist in eine Sackgasse 
galoppiert. Nachdem der neue ostpolitische Wortschwall vorbei ist, der eine 
Weile Eindruck machte, und die Verträge von Moskau und Warschau durch 
Ratifizierung in Kraft gesetzt werden sollen, schimmert gerade in dieser Frage 
die Fortsetzung der anmaßenden CDU/CSU-Politik hindurch. — Die Halbzeit- 
Bilanz aus dem Blickwinkel des Gewerkschafters ist negativ. Sie zeigt vor 
allem, daß auch eine sozialdemokratisch geführte Regierung der Arbeiterschaft 
nichts in den Schoß legt und nur zu leicht dem Druck von rechts nachgibt. Die 
Gewerkschaften müssen, wie immer schon, jeden Fortschritt durch entschlossene 
Aktionen, durch Druck auf die Regierung erzwingen. sr

zur „Halbzeit”



Streikwelle bei Chemie der Arbeitsgerichte brutal

bereitschaft

und

Kasernen für Streikbrecher

Polizei gegen Streikende

Solidarität

sen 120 DM für alle), ein 13. ^Monatsgehalt und eine Erhöhung der Ausbildungs-
vergütungen. Der bei Redaktionsschluß durch ein Vermittlungsgespräch der 
Bundesregierung am 3. Juli ausgehandelte Kompromiß von 7,8 Prozent Tarif-
erhöhung entspricht weder den Forderungen noch der vorhandenen Kampf-

Unzureichendes Ergebnis stößt auf starke Kritik
Kampferfahrungen für andere Gewerkschaften auswerten

-

Den streikungewohnten Chemieunter-
nehmern bereitete der Arbeitskampf 
geradezu einen Schock. In fast allen 
betroffenen Betrieben wurde in der 
Nachkriegszeit erstmals gestreikt, in 
manchen, z. B. bei Degussa in Frank-
furt war seit 50 Jahren nicht mehr 
gestreikt worden. Um die Streikfront 
zu schwächen und die kämpfenden 
Arbeiter einzuschüchtern, haben die 
Unternehmer gemeinsam mit der Klas-
senjustiz und dem Staatsapparat die 
vielfältigsten Methoden angewandt.

Nach dem negativen Landesschlich-
tungsergebnis im Tarifbezirk Rhein-
land-Pfalz von 6,5 Prozent Lohner-
höhung (vgl. NACHRICHTEN 6/71, 
S. 3) war aufgrund der provokati-
ven Haltung der Chemieuntemehmer 
die Bundesschlichtung für die Bezirke 
Nordrhein am 2. 6., für Hessen am 
14. 6., für Hamburg am 22. 6. und für 
Westfalen am 24. 6. gescheitert. In all 
diesen Bezirken trat damit der „akti-
ve tariflose Zustand" in Kraft, und 
zugleich rief der Hauptvorstand zu 
Kampfmaßnahmen auf. Der eingeleite-
te Arbeitskampf reichte von der Ar-
beit nach Vorschrift, Sitzstreiks, Un-
terbrechungen der Arbeit in einzel-
nen Abteilungen, mehrstündigen Ar-
beitsniederlegungen, Verlängerungen 
der Pausen, verspätetem Arbeitsbe-
ginn, Bummelstreiks, befristeten Warn-
streiks bis zu Vollstreiks ganzer Be-
triebe.

Jetzt wird es notwendig sein, den 
Chemiearbeiterkampf, der trotz des 
unzureichenden Ergebnisses zu den be-
deutungsvollsten der Nachkriegszeit 
zählt, gründlich zu analysieren sowie 
die positiven und negativen Erfah-
rungen für künftige Lohnbewegungen 
in dieser und anderen Gewerkschaften 
auszuwerten.

Überall entfalteten die Unternehmer 
eine Agitation für die gewerkschaft-
liche Urabstimmung. Diese gleiche 
Forderung erhoben auch einige ultra-
linke Grüppchen maoistischer und 
trotzkistischer Prägung. Vertreter der 
Chemiemonopole und ultralinke Krei-
se standen faktisch in einer Front ge-
gen die gewerkschaftliche Taktik des 
Lohnkampfes.

Die relativ wenigen Streikbrecher — 
bei Degussa Werk II in Frankfurt/ 
Main waren es 32 von 700 — erhiel-
ten teilweise einen zusätzlichen Judas-
lohn von 50 DM bzw. 100 DM täg-
lich. In einigen bestreikten Betrieben 
wurde das sonst so strikt eingehalte-
ne Alkoholverbot von den Unterneh-
mern aufgehoben. Andere Konzern-
betriebe ließen Feldbetten in den Be-
trieben aufstellen, z. B. bei den Farb-
werken in Höchst und verwandelten 
ihre Betriebe in Kasernen für die 
Streikbrecher. Wieder andere Unter-
nehmen errichteten zahlreiche neue 
Werkseingänge, um Streikbrecher un-
beobachtet in den Betrieb zu schleu-
sen.

In den letzten Wochen standen 400 000 Arbeiter und Angestellte der chemi-
schen Industrie der Tarifbezirke Nordrhein, Hessen, Westfalen und Hamburg 
im Lohnkampf. Ein Großteil von ihnen beteiligte sich an Schwerpunkt- und 
Warnstreiks sowie anderen Kampfmaßnahmen gegen die Chemieunternehmer. 
Allein am 29. Juni befanden sich rund 50 000 Arbeiter und Angestellte in Voll-
streiks. Sie kämpften für rund 12 Prozent Lohn- und Gehaltserhöhung (in Hes-

Der Hauptvorstand der IG Chemie 
die Mehrheit der bezirklichen 

Tarifkommissionen sind dem konzer-
tierten Druck der Chemiemonopole und 
der Bundesregierung gewichen. Ins-
besondere die im Arbeitskampf ste-
henden Arbeiter und Angestellten 
vertraten die Auffassung, bei Fort-
setzung und Ausweitung der Arbeits-
niederlegungen wäre es durchaus 
möglich gewesen, die Forderung voll 
durchzusetzen.

zum Beispiel durch Anlegung von 
Vorratslagern auf eine Machtprobe 
ankommen lassen wollten. Die Tak-
tik der IG Chemie — die vereinigte 
Front der Unternehmer dort anzu-
greifen, wo sie es am wenigsten er-
warteten und wenig Zeit für Ab-
wehrmaßnahmen blieb, hat sich durch-
aus bewährt. Nach einer unvollstän-
digen Übersicht traten die Arbeiter 
und Angestellten von mehr als 45 
Betrieben, darunter solchen Chemie-
giganten wie die IG Farbennachfolger 
Farbwerke Hoechst und Bayer-Lever-
kusen, VEBA-Chemie Gelsenkirchen, 
Marl Hüls, Degussa Frankfurt, Nord-
deutsche Affinerie Hamburg in 
Schwerpunkt- und Warnstreiks. Allein 
im Tarifbezirk Westfalen stand Ende 
Juni jeder vierte Beschäftigte im 
Streik.

Eine andere Methode war die Ein-
schüchterung der streikenden „lieben 
Mitarbeiter". Unterstützt vom Fern-
sehen, Springers „Bild" und anderen 
bürgerlichen Zeitungen ergingen von 
den Unternehmern an die Belegschaf-
ten zahlreiche Briefe, Verlautbarun-
gen und Pamphlete, in denen die 
Streiks als ungesetzlich diffamiert 
wurden. Den Streikenden wurde ge-
droht, daß sie den Arbeitsplatz bzw. 
die ausländischen Arbeiter dieAufent- 
haltserlaubnis, die Werkswohnung 
oder den werkseigenen Kindergarten-
platz verlieren würden.

Alle diese Machenschaften der Che-
mieunternehmer haben nicht vermocht, 
die einheitliche Streikfront zu brechen. 
Das gemeinsame Handeln der Arbei-
ter und vieler Angestellten, von 
Kommunisten und Sozialdemokraten 
war bei diesem Arbeitskampf beson-
ders stark ausgeprägt. Es entwickelte 
Sich eine wachsende Kampfbereitschaft 
und in starkem Umfange beteiligten 
sich auch die Lehrlinge an dem Streik. 
Gleichzeitig gab es viele Beweise der 
Solidarität. Die IG Metall, die OTV, 
die Gewerkschaft Erziehung und Wis-
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• I >chzu- 
selzen. Es hat in der Nach« ■ 9s9e" 
schichte der Bundesrepubli' kaum 
einen von der Gewerkschaft jeführ- 
ten Arbeitskampf gegeben, wo vor 
den Betrieben so viel Polizei zum 
Einsatz kam und wo das Zusammen-
wirken von Unternehmern, Justiz und 
Staatsapparat zugunsten der Profite 
so unmittelbar sichtbar wurde.

Mehrfach wurden die Arbeitsgerichte 
angerufen, welche die Streiks für il-
legal erklären sollten, weil sie ohne 
vorherige Urabstimmung erfolgten. 
Gleichzeitig stellten die Unternehmer 
Schadenersatzansprüche für die aus-
gefallenen Profite. Wenn sich auch 
kein Gericht fand, das diese Streiks 
für illegal erklärte, so hagelte es je-
doch einstweilige Verfügungen, die 
die Gewerkschaften verpflichteten, 
Streikbrecher und Transportfahrzeuge 
der Unternehmer ungehindert passie-
ren zu lassen. Fast überall war dann 
auch die Staatsgewalt mit starken 
Polizeikräften zur Stelle, um mit Hil-
fe des Gummiknüppels die Auflagen

Aufgrund der Satzung der IG Chemie 
konnten diese Kampfmaßnahmen ohne 
vorherige Urabstimmung der gewerk-
schaftlich organisierten Mitglieder er-
griffen werden. Diese Taktik war 
notwendig geworden, weil die Che-
miemonopole sich schon lange vor 
Kündigung der Tarifverträge auf 
einen Flächenstreik nach Urabstim-
mungen vorbereitet hatten, und es
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Werivorsfellungen

Die bis zum 3. Juli andauernde politi-
sche Schlichtung unter dem Vorsitz 
des Präsidenten des Bundessozialge-
richts, Prof. Georg Wannagat, endete 
mit einem für die Gewerkschaft ne-
gativem Kompromiß. Danach werden 
rückwirkend zum 1. Juni die Löhne 
und Gehälter um 7,8 Prozent erhöht. 
Für die Monate April und Mai soll 
ein einmaliger Pauschalbetrag in Hö-
he von 60 DM gezahlt werden. Die 
Laufzeit des Tarifvertrages beträgt 
ein Jahr. Ferner wurde für die Be-
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Aus falsch verstandener Loyalität ge-
genüber der SPD-Führung und insbe-
sondere der (Profit)-Stabilitätspolitik 
des Wirtschafts- und Finanzministers

zirke Nordrhein, Hessen und Nieder-
sachsen die stufenweise Einführung 
eines 13. Monatseinkommens verein-
bart, das — 1971 beginnend — 1974 
voll realisiert sein soll.

Schiller hat die Führung der IG Che-
mie einem Ergebnis zugestimmt, das 
den Beschäftigten im günstigsten Fal-
le einen Ausgleich für die seit der 
letzten Lohnerhöhung eingetretenen 
Preissteigerungen bringt. Von einer 
aktiven Lohnpolitik kann vom Ergeb-
nis her keine Rede sein; die gewerk-
schaftliche Zielprojektion wurde nicht 
verwirklicht. Für die Chemiemonopo-
le schlägt dieser Abschluß in weiter 
steigenden Profiten zu Buche.

nur um 
sondern 
strebten

senschaft, viele örtliche DGB-Vorstän-
de, internationale Gewerkschaftsorga- 
nisalionen, eine Gruppe von Ärzten 
und Krankenschwestern, die Vorstän-
de der DKP auf allen Ebenen erklär-
ten ihre ideele und materielle Soli-
darität. Vor einigen Betrieben spen-
deten Hausfrauen den Streikposten 
Kaffee.

Wer Helmut Schmidt kennt, der sich 
doch so nahtlos an seine Vorgänger 
von Hassel, Schröder und Strauß an-
fügt, fragt sich, was denn ausgerech-
net und plötzlich diesen Verteidi-
gungsminister bewegt, den Bestand 
der Bundeswehr aufs Spiel zu setzen. 
Sind es doch gerade die „Lücken in 
der staatsbürgerlichen Bildung", die 
bisher für den Nachwuchs sorgten.

Während der IG-Chemie-Vorsitzende 
Hauenschild diesen negativen Kom-
promiß als einen „noch tragbaren Er-
folg" hinzustellen versuchte, waren die 
betroffenen Arbeiter und Angestell-
ten, insbesondere die Streikenden, an-
derer Auffassung. Die Verlrauens- 
leutekörper der bestreikten Firmen 
haben dieses Ergebnis, verbunden 
mit einer harten Kritik am Hauptvor-
stand, rundweg abgelehnt. Allerdings 
fand sich in den Tarifkommissionen 
Hessen, Nordrhein und Westfalen 
eine knappe Mehrheit für den Kom-
promiß, dagegen war er in Hamburg, 
Schleswig-Holstein und Westberlin 
abgelehnt worden.

Die Streikwelle verfehlte nicht ihre 
Wirkung auf die Unternehmer. Klei-
nere Betriebe, wie z. B. Schmidt und 
Ziegler in Darmstadt, schlossen mit 
der IG Chemie Haustarife ab und 
erfüllten weitgehend die gewerk-
schaftlichen Forderungen. Andere — 
mittlere — Unternehmen waren eben-
falls bereit, den Forderungen zu ent-
sprechen, fürchteten aber Repressa-
lien der großen Chemiegiganten, die 
bei wesentlich höheren Profiten viel 
leichter hätten zahlen können. Diese 
haben jedoch einen Profitausfall, bzw. 
Schmiergelder an Streikbrecher in 
Kauf genommen, die höher waren als 
die Erfüllung der gewerkschaftlichen 
Forderungen gekostet hätte.

Trotz der Bedenken der übergroßen 
Mehrheit der 660 000 Arbeiter und 
Angestellten der chemischen Industrie 
hat sich der Hauptvorstand der IG 
Chemie einfach darüber hinwegge-
setzt und dem Kompromiß am 4. Juli 
seine endgültige Zustimmung gege-
ben. Offensichtlich sind der Haupt-
vorstand und die Mehrheit der Mit-
glieder der Tarifkommission einem 
massiven Druck von Chemiemonopo-
len und Bundesregierung auf Kosten 
der Mitgliederinteressen gewichen.

In der Situation einer wachsenden 
Kampfbereitschaft, wo die Front der 
Unternehmer bereits ins Wanken ge-
riet, schaltete sich das Bundeskanzler-
amt zugunsten der Chemiekonzerne in 
den Tarifkonflikt ein. Nadi einer be-
reits gescheiterten politischen Schlich-
tung des Arbeitsministers von Nord-
rhein-Westfalen, Figgen, am 29. 6., 
lud Kanzleramtsminister Ehmke am 
2. Juli den Hauptvorstand der IG 
Chemie und den Arbeitsring der che-
mischen Industrie nach Bonn zu einem 
„Vermittlungsgespräch" ein.

Schmidt führt das wesentlich darauf 
zurück, daß an den Schulen die staats-
bürgerliche Bildung unzureichend sei. 
Den Schülern werde nicht genügend 
„Wissen um diesen Staat“ beigebracht. 
Sie würden ungenügend über die 
„Verfassungs- und Lebensordnung" 
der Bundesrepublik informiert, wes-
halb nicht die richtigen „Wertvorstel-
lungen“ erwachsen könnten und die 
„Verteidigungsbedürftigkeit" unserer 
Ordnung nicht erkannt werde. Bisher 
hätten alle Wehrbeauftragten des 
Bundestages „Lücken in der staats-

bürgerlichen Bildung" der Bundes-
wehrangehörigen vermerkt. Das müs-
se anders werden.

Während die bei dieser Lohnbewe-
gung gewachsene Kampfkraft, die in 
den Betrieben sichtbar gewordene Ge-
meinsamkeit von Kommunisten und 
Sozialdemokraten, für alle anderen 
Gewerkschaften beispielhaft war, 
kann dagegen das unzureichende Er-
gebnis für die kommenden Lohnaus-
einandersetzungen, insbesondere der 
IG Metall, keinesfalls als Maßstab 
angesehen werden. Falsch wäre es 
jedoch, angesichts des negativen Er-
gebnisses eine antigewerkschaftliche 
Stimmung aufkommen zu lassen bzw. 
gar den Gewerkschaften den Rücken 
zu kehren. Vielmehr kommt es gera-
de in dieser Situation darauf an, die 
Gewerkschaften zu stärken, das im 
Kampf gewachsene Bewußtsein wei-
terzuentwickeln und die Vertrauens-
leutekörper auszubauen, damit es 
künftig einer Gewerkschaftsführung 
nicht mehr möglich ist, solche Kom-
promisse abzuschließen.

Werner Petschick

Bundesverteidigungsminister Helmut 
Schmidt hat am 27. Juni 1971 den 
Vorsitzenden der Lehrer-Gewerk-
schaft, Erich Frister, geschulmeistert. 
In einem Brief an den GEW-Vorsit- 
zenden kritisiert Schmidt, daß eine 
steigende Zahl von Wehrpflichtigen, 
darunter besonders solche mit höhe-
rer Schulbildung, den Wehrdienst ver-
weigert. In diesem Jahr werden rund 
40 000 Anträge auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer erwartet. Das 
ist die bislang höchste Zahl.

Ein Zeichen für das im Kampf ge-
wachsene Bewußtsein waren zahlrei-
che Neuaufnahmen für die Gewerk-
schaft. Allein bei dem bekannten Arz-
neimittelkonzern Merck in Darmstadt 
konnten während des Streiks 800 neue 
Mitglieder in die IG Chemie aufge-
nommen und die Organisationsquote 
dieses Betriebes um mehr als 10 Pro-
zent erhöht werden. Viele der kämp-
fenden Arbeiter und Angestellten 
kannten: Hier handelte es sich nicht 

einen ökonomischen Kampf, 
die Chemieunternehmer 

mit aktiver Unterstützung 
des Staates eine politische Machtpro-
be gegen die Gewerkschaften

Man stelle sich vor, daß die Lehrer 
die Kritik ernst nehmen und begin-
nen, in diesem Fach die Wahrheit zu 
lehren: Wirtschaft und Gesellschaft 
werden von den Industrie- und Bank-
monopolen beherrscht; im Mittelpunkt 
ihres Strebens steht der Profit und 
nicht der Mensch; für Riesenprofite 
inszeniert das Kapital sogar Kriege; 
Monopolherren sind überflüssig; erst 
wenn die Produktionsmittel in Ge-
meineigentum überführt sind, herrscht 
eine gerechte Ordnung ... usw. Wes-
sen „Wertvorstellungen" würden dann 
noch auf eine „Verteidigungsbedürftig-
keit" des Kapitals hinauslaufen?

okolus
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Metall-Tarifrunde rückt näher

Bl Ablehnung von Lohnleitlinien;

4

Die ersten Forderungen lauten auf 14 bis 15 Prozent 
Mitglieder müssen in die Bewegung einbezogen werden

Während in der Mitgliedschaft der 
IG Metal] und in den Betrieben die 
Aktivität dahin geht, diese tarifpoli- 
tischen Vorstellungen zu realisieren, 
sind offenbar im Vorstand der IG 
Metall Bestrebungen im Gange, für 
die Lohnbewegung im Herbst soge-
nannte „stabilitätskonforme" Ziele zu 
setzen. Darunter verstehen Bundes-
regierung und Unternehmer die Ein-
haltung der Bonner Lohnleitlinie von 
etwa 7 Prozent. Otto Brenner hat in 
letzter Zeit in mehreren Interviews, 
Artikeln und Reden nicht mehr von 
aktiver Tarifpolitik gesprochen, ande-
rerseits aber ein Stillhalteabkommen 
abgelehnt. Gleichzeitig spricht Brenner 
davon, so zuletzt auf der Angestell-
tenkonferenz (siehe auch „Angestellte 
und Arbeiter...“, Seite 11), daß es 
„selbstverständlich im Interesse aller 
läge, die Stabilitätspolitik der Bundes-
regierung zu unterstützen".

und 
zur

■ Fortsetzung der aktiven Tarifpoli-
tik zur Verbesserung der Arbeits-
und Lebensbedingungen und zur wei-
teren Erhöhung des Anteils der Ar-
beitnehmer am Sozialprodukt;

Bei Gesamtmetall werden die Fäden 
bereits in diese Richtung gesponnen. 
Die Überlegungen gehen dahin, die 
Tarifzuständigkeil von den regiona-
len Unlernehmerverbändcn der Metall-
industrie an Gesamtmctall zu dele-
gieren, notfalls durch Umstrukturie-
rung der gesamten Unternehmerorga-
nisation. Dadurch werde, so heißt es 
in einem kürzlich veröffentlichen Me-
morandum der Melallindustriellen, ein 
Maximum an tarifpolitischer Koordi-
nierung erreicht. Auf diese Weise 
wollen die Unternehmer verhindern, 
daß die IG Metall mit ihrer Taktik 
des bezirklichen Kampfes die schwäch-
ste Stelle der Unternehmerfront aus-
findig macht und durchstößt.

Beide Seiten in der Metallindustrie der Bundesrepublik — die Industrie- 
gewerkschaf’ Metall und der Unternehmerverband „Gesamtmetall" — haben 
bereits mit der Vorbereitung der Lohnbewegung im Herbst dieses Jahres (die 
Tarifverträge sind zum 30. September kündbar) begonnen. Angesichts der 
enormen Preissteigerungen und der nach wie vor überhöhten Profitspannen 
in weiten Bereichen der Metallindustrie haben Betriebsräte und gewerkschaft-
liche Vertrauensleutekörper in einigen Metallbetrieben die Forderung der 
Metallarbeiter fixiert: 14 bis 15 Prozent Lohn- und Gehaltssteigerung. Dagegen 
treffen die Metallindustriellen alle Vorbereitungen, ihrerseits für einen „heißen 
Herbst" zu sorgen.

Die Gewerkschafter in den Betrieben 
gehen davon aus, daß die Leistungen 
der Arbeiter und Angestellten seit 
Abschluß des letzten Tarifvertrages 
im Herbst 1970 wieder spürbar ge-
steigert wurden, bei gleichzeitiger er-
heblicher Verteuerung der Lebens-
haltungskosten. Da der DGB in seiner 
Zielvorstellung vom Oktober vorigen 
Jahres, bei Zugrundelegung eines 
Preisanstiegs von 2 Prozent, die An-
hebung der Nettoeinkommen um 10,4 
Prozent für notwendig erklärte, um 
schrittweise den Gewinnvorsprung der 
Unternehmer auszugleichen, ist die • 
Forderung nach Erhöhung der Löhne 
und Gehälter um 15 Prozent angesichts 
des Anstiegs der Lebenshaltungsko-
sten um mindestens 5 Prozent völlig 
gerechtfertigt.

In diesem Zusammenhang ist es wich-
tig, sich an die Richtlinien zu halten, 
die der Vorstand der IG Metall in 
einer Klausurtagung im Januar in 
Hundsbach für die Tarifbewegung 1971 
beschloß:

□ Vereinbarung von mehr Gehalts-
gruppen, Neugestaltung der Gehalts-
und Lohntexte, Anhebung der unteren 
Lohngruppen, neue und erweiterte 
Tarifbestimmungen zur Prämienent-
lohnung;

Kernstück der Bonner „Stabilitäts-
politik" ist aber, das muß in diesem 
Zusammenhang dick unterstrichen 
werden, der Druck auf die Löhne und 
Gehälter, ihre Begrenzung auf das 
Bonner Orientierungsdatum. Diese 
Zielsetzung entspricht der gemeinsa-
men Diffamierungsthese von Regie-
rung und Unternehmerverbänden, daß 
die Löhne und Gehälter wesentlich am 
Preisanstieg schuld sind. Otto Brenner 
gab auf der Angestelltenkonferenz 
dieser These, statt sie energisch zu-
rückzuweisen, neuen Nährboden, in-
dem er sagte, die Gewerkschaften 
seien bereit, ihren Beitrag zu leisten, 
die Preissteigerungen auf ein vertret-
bares Maß herunterzudrücken.

Alle Bestrebungen, der Regierung im 
„Kampf" gegen die Preissteigerungen 
durch Verzicht auf durchaus mögliche 
Lohn- und Gehaltserhöhungen zum 
Erfolg zu verhelfen, müssen von den 
Metallarbeitern durchkreuzt werden. 
Am wirksamsten ist dagegen die Ent-
wicklung der Aktivität von unten, in 
den Verwaltungsstellen und Betrie-
ben. Es geht außerdem darum, sicher-
zustellen, daß die Gewerkschaftsmit-
glieder in jeder Phase der Tarifbewe-
gung beteiligt und wesentliche Trä-
ger der Bewegung sind. Infolge der 
beiden Konzeptionen — in den Be-
trieben: zweistellige Lohnerhöhung, 
im IGM-Vorstand: regierungskonfor-
mes Verhallen — besteht ein verstärk-
ter Trend zu Verhandlungen hinter 
verschlossenen Türen und Spitzen-
gesprächen.

In den letzten Wochen, bevor die 
Urlaubswelle richtig einsetzte und un-
abhängig davon, haben in zahlreichen 
Betrieben der metallverarbeitenden 
Industrie die gwerkschaftlichen Ver- 
trausenleutekörper damit begonnen, 
die Lohn- und Gehaltserwartungen 
der Arbeiter und Angestellten zu son-
dieren. Im Ergebnis dieser Diskussion 
haben mehrere Vertrauensleutegre-
mien ihre diesbezüglichen Beschlüsse 
gefaßt und dem OrLsverband der IG 
Metall bzw. der Großen Tarifkommis-
sion die Forderungen mitgeteilt. So 
forderten Betriebsrat und Vertrauens-
leutekörper der IG Metall bei Kugel-
müller in Nürnberg Lohn- und Ge-
haltserhöhungen um 14 Prozent. Der 
Vertrauensleutekörper eines AEG- 
Betriebes in Württemberg setzte die 
Forderung auf 15 Prozent fest. Mit 
derselben Zielstellung diskutierten 
u. a. auch die Vertrauensleute bei 
MAN in Hamburg ihre Forderung.

Die nahezu 4 Millionen Beschäftigten 
in der metallverarbeitenden Industrie 
sind in jahrzehntelanger Auseinan-
dersetzung mit dem Kapital derartige 
Drohungen und Wehklagen gewöhnt 
und werden sie entsprechend zu be-
antworten wissen: mit der Zurück-
weisung von allen Versuchen, sie auf 
staatlich verordnete Orientierungszif-
fern festzulegen, und mit organisier-
tem Kampf für die Durchsetzung ihrer 
berechtigten Forderungen. Die Be-
schäftigten in der chemischen Industrie 
exerzieren gerade durch, wie man das 
macht. g . Siebert
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£3 Fortsetzung der Bemühungen um 
die Vereinbarung von Uffnungsklau- 
seln, die den Abschluß von Zusatz-
tarifverträgen ermöglichen, insbeson-
dere für Unternehmen, die Produk-
tionsstätten in mehreren Tarifgebieten 
haben.

Auf der Mitgliederversammlung von 
Gesamtmetall am 24. Jun: in Ham-
burg erklärte der Vorsitzende, van 
Hüllen, die Unternehmer würden in 
der diesjährigen Tarifbewegung alle 
Möglichkeiten zu solidarischem Vor-
gehen ausschöpfen. Die entsprechen-
den Beschlüsse seien gefaßt worden. 
Gleichzeitig ließ van Hüllen keinen 
Zweifel an der Konzeption von Ge-
samtmetall, die Lohn- und Gehalts-
abschlüsse so niedrig wie möglich zu 
halten. Und er drohte den Metall-
arbeitern mit der Machtfülle der pri-
vatkapitalistischen Produktionsmittel-
besitzer: Alle Beteiligten am Lohn-
kampf sollten jetzt wissen, daß die 
Tarifbewegung im Herbst über die 
Sicherheit der Arbeitsplätze in der 
Metallindustrie entscheiden werde.



Aktionäre machen Kasse

Bekleidungsindustrie gab nach

5

Auch aus anderen Branchen werden 
den Aktionären freundliche Zahlen 
serviert, während gleichzeitig die für 
die Öffentlichkeit bestimmten „Aus-
blicke" düster gehalten sind. Es ist 
— wie in den vergangenen Jahren

schon oft genug — später dann immer 
noch Zeit, über eine abermalige Ge-
winnexplosion „überrascht" zu sein. 
So konnte zum Beispiel die Siemens 
AG in ihrem Geschäftsbericht für 1970 
Nettoprofitsteigerungen von über 60 
Prozent ausweisen. Bei der Gutehoff- 
nungshütte betrug der Steigerungs-
satz 22 Prozent, bei Hoesch AG 21 
Prozent, den Olympia-Werken 33 Pro-
zent und Dunlop 28 Prozent.

Bekleidungs-
weniger, als 
der Bundes-

se, ebenso wie die streikenden Che-
miearbeiter, allen Arbeitern und An-
gestellten, die in den nächsten Wo-
chen und Monaten in die Tarifbewe-
gung eintreten, das Beispiel, wie in 
dieser Phase verschärften Drucks auf 
die Gewerkschaften um die Durch-
setzung berechtigter Forderungen ge-
kämpft werden muß.

Während die Unternehmerverbände und ihre Meinungsmedien als Begleit-
musik zu den Lohn- und Gehaltsforderungen der Arbeiter und Angestellten 
die Ertragslage der Unternehmen schwarz in schwarz malen, sieht die Sache 
in den Geschäftsberichten und Aktionärsversammlungen meistens ganz anders 
aus. Wer einen Blick in die Wirtschaftsseiten der bürgerlichen Tagespresse 
wirft, wo den Aktionären exakt über deren Gewinnansprüche und die wei-
teren Erwartungen berichtet wird, durchschaut sehr bald das doppelzüngige 
Propagandaspiel der Sachwalter des Kapitals. Die jetzt in den Aktionärs- 
Hauptversammlungen (HV) vorgelegten Geschäftsberichte für 1970 verweisen 
überwiegend auf „strahlende Bilanzen". Einige Beispiele:

Im Jahr verdienen die 
arbeiter rund 3500 DM 
in der Gesamtindustrie 
republik verdient wird. Daß aber ge-
rade die Bekleidungsfabrikanten in 
Nordrhein am meisten stöhnten, be-
weist, daß Superprofite maßlos ma-
chen. Das gilt auch für andere Wirt-
schaftsbranchen. K. K.

Die Beispiele für Gewinnsteigerungen, 
Dividendenausschüttungen, Umsatzzu-
nahmen und Investitionsraten, die 
weit über die Lohn- und Gehaltser-
höhungen des abgelaufenen Jahres 
hinausgehen und oft ein Vielfaches 
davon ausmachen, könnten nahezu 
endlos fortgeführt werden. Sie zeigen 
alle dies: je stärker die Industrie-
bosse klagen, desto größer sind die 
Profite und Profiterwartungen. Die 
Arbeiter und Angestellten müssen in 
der laufenden und kommenden Lohn-
bewegung dieses Jahres nicht nur um 
ihren Anteil an der weiteren Produk-
tionssteigerung kämpfen, es geht auch 
noch darum, die Profitexplosion von 
1970 zugunsten der abhängig Beschäf-
tigten zu korrigieren. -ie-

Klöckner-Humboldt-Deutz zahlt den 
Aktionären für das Rumpfgeschäfts-
jahr 1970 (sechs Monate) eine Divi-
dende von 8 Prozent, das sind auf 
Jahresbasis unverändert 16 Prozent. 
Daneben wird eine Kapitalerhöhung 
von 135 auf 180 Millionen DM durch-
geführt, die den Aktionären weitere 
Erträge in Form von Gratisaktien 
bzw. Bezugsrechten bringt. Man kann 
bei KHD so großzügig verfahren, weil 
die sechs Monate des Berichtszeitrau-
mes es „in sich" haben: sie brachten 
die sagenhafte Umsatzsteigerung von 
24 Prozent. Diese Entwicklung geht 
gegenwärtig weiter.

Nachdem angesichts dieser Bewe-
gung ein Betrieb nach dem anderen 
aus der Untemehmerfront ausbrach 
und Haustarife abschloß, bequemte 
sich auch der regionale Verband der 
Bekleidungsindustriellen, einen neuen 
Lohntarifvertrag für die Beschäftigten 
in Nordrhein abzuschließen: Erhöhung 
der Löhne um 34 Pfennig die Stunde 
für Akkordarbeiter, um 45 Pfennig 
für Stundenlöhner und Fließbandar-
beiter und um 48 Pfennig für Hand-
werker. Außerdem wurde der Jahres-
urlaub um vier Tage verlängert.

Unter dem Druck einer wochenlan-
gen Streikbewegung haben in der 
zweiten Juni-Hälfte auch die beson-
ders sturen Unternehmer der Beklei-
dungsindustrie im Tarifbezirk Nord-
rhein zurückstecken müssen. Nachdem 
die Tarifbewegung der Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung in dieser Branche 
in den übrigen Bezirken schon früher 
abgeschlossen werden konnte, gaben 
sich die nordrheinischen Bekleidungs-
fabrikanten besonders hartnäckig. Das 
führte zu Streiks von Tausenden Be-
kleidungsarbeiterinnen und wie in 
Mönchengladbach, dem Zentrum der 
Bekleidungsindustrie Nordrheins, zu 
öffentlichen Protestdemonstrationen.

tigten nur um gut 8 Prozent von 
17400 auf 18 900 erhöht. Das verdeut-
licht die enorme Umsatzsteigerung 
pro Kopf der Belegschaft. Neben 
einer Erhöhung der Rücklagen um 
25 Prozent hat die Hochtief auch die 
Investitionen um über 25 Prozent ge-
steigert.

Die HV des Bauunternehmens Hoch-
tief AG findet am 20. Juli statt. Auch 
in dieser Branche geraten die Gewin-
ne aus den Fugen. Die Aktionäre er-
halten wieder eine Dividende von 18 
Prozent. Die Bauleistung der Gesell-
schaft ist 1970 um 28 Prozent gestie-
gen, im Inland sogar um 35 Prozent. 
Dabei hat sich die Zahl der Beschäf-
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Die Bekleidungsarbeiterinnen haben 
durch ihren Kampf die lediglich auf 
Teuerungsausgleich zugeschnittene 
Lohnstopp-Konzeption von Bundesre-
gierung und Unternehmerverbänden 
durchkreuzt. Sie gaben auf diese Wei-

so hoch wie
der Branche. Von Januar bis April 
dieses Jahres schnellte der Umsatz 
um 18,2 Prozent weiter in die Höhe, 
während die Lohnkosten um 4,2 Pro-
zent zurückgingen.

Die Daimler-Benz AG, deren HV 
am 29. Juli stattfindet, bietet den 
Aktionären eine um 1,5 auf 18,5 Pro-
zent erhöhte Dividende. Das hindert 
den Daimler-Boß und Unternehmer-
funktionär Hans-Martin Schleyer 
nicht, im Verein mit den übrigen Me-
tallindustriellen hinsichtlich der be-
vorstehenden Lohnrunde in der Me-
tallindustrie von Gefährdung der Ar-
beitsplätze durch Lohnforderungen zu 
reden. Daimler Benz hat die Dividen-
densumme von 129,2 auf 140,6 Millio-
nen DM gesteigert und im abgelau-
fenen Jahr den Umsatz im Gesamt-
konzern um 21,7 bzw. in der AG so-
gar um 23,1 Prozent gesteigert! Aus-
drücklich betont der Daimler-Vor-
stand, daß sich Produktion und Ab-
satz des Gesamtunternehmens in den 
ersten vier Monaten dieses Jahres 
weiter erhöht haben.

Die Arbeiterinnen in der Beklei-
dungsindustrie waren besonders auch 
darüber empört, daß die Unterneh-
mer versuchten, sie mit unwahren 
Behauptungen über eine angeblich 
schlechte Geschäftslage zu täuschen. 
Gerade in der nordrheinischen Be-
kleidungsindustrie liegen die Umsätze 
laut Angaben des Statistischen Lan-
desamtes pro Beschäftigten doppelt 

im Bundesdurchschnitt

Ein anderer Metallbetrieb: Die Mai- 
hak AG, Hamburg, Meßinstrumente 
und Geräte der Feinmechanik und 
Elektrotechnik, nimmt neben einer 
Dividendenzahlung von 15 Prozent 
aufgrund der ungewöhnlich guten 
Geschäftslage und Expansion die er-
ste Kapitalaufstockung seit 1938 vor. 
Die Aktionäre erhalten auf je zehn 
alte Aktien drei neue zum Ausgabe-
kurs von 2500 DM (Nennwert 1000 
DM). Maihak wird aber mit 9000 DM 
an der Börse bewertet.



Konflikt in Kautschukbranche

Müllarbeiterstreik in Frankfurt

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^

Wirtschafts-

iiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

1

Einige zehntausend Kautschukarbei-
ter (in Niedersachsen sind es 30 000) 
sind in den Tarifbezirken Hamburg, 
Niedersachsen und Hessen in eine Be-
wegung für die Erhöhung der Löhne 
und Gehälter eingetreten. Die erste 
Gesprächsrunde zwischen Untemeh- 
merverband und IG Chemie-Papier- 
Keramik verlief Ende Juni ergebnis-
los. In Niedersachsen war für den 
6. Juli eine neue Verhandlung ange-
setzt, deren Ausgang bis Redaktions-
schluß dieser Ausgabe nicht vorlag.

IG Metall: 4. Internationale
Automationstagung

schritt. Mehr als 4000 Streikende de-
monstrierten am 11. Juni zur Pauls- 
kirche, um ihren Forderungen Nach-
druck zu verleihen.

Allerdings mußte sich der Magistrat 
unter dem Eindruck der Kampfent-
schlossenheit bereit erklären, über 
Sonderleistungen der einzelnen Grup-
pen zu verhandeln. Einen ersten Teil-
erfolg erzielten die Arbeiter der Stadt-
reinigung und des Fuhrparks, die ge-
schlossen gestreikt hatten. Sie erhal-
ten rückwirkend ab 1. Juni, je nach 
Beschäftigungsart, Erschwerniszuschlä-
ge zwischen monatlich 21,96 DM und 
84,18 DM.

In der hessischen Metropole haben 
im vergangenen Monat mehr als 2000 
Arbeiter der Stadtreinigung und das 
400 Beschäftigte zählende Personal der 
Städtischen Bühnen neun Tage lang 
gestreikt. Auch die städtischen Be-
diensteten der Hafenbetriebe, des 
Gartenamtes, der Bäder, Museen und 
Friedhöfe traten in mehrere Warn-
streiks bzw. arbeiteten nach Vor-

Die IG Chemie-Papier-Keramik hat im 
Zusammenwirken mit ihren Mitglie-
dern in den Betrieben durch 
Forderungen

Der Kampf der städtischen Bedienste-
ten in Frankfurt vermittelt einige Leh-
ren für die gesamte OTV und auch 
für andere Gewerkschaften: Der Kampf 
um berechtigte Forderungen muß ge-
werkschaftlich gut vorbereitet werden 
und alle Betroffenen einbeziehen. 
Dem Magistrat muß künftig noch deut-
licher gemacht werden, daß die Fi-
nanzmisere der Stadt nicht nach Un-
ternehmermanier auf die städtischen 
Bediensteten abgewälzt werden darf. 
Vielmehr sollten die Kommunen von 
Bonn verlangen, den Rüstungsetat zu-
gunsten sozialer Belange zu kürzen 
und die Großkonzerne zu Profitaus-
gaben für die Sanierung der Städte 
heranzuziehen. Nicht zuletzt hat der 
Frankfurter Streik mitgeholfen, die 
für das Jahresende im Bereich der 
OTV bevorstehende Tarifauseinander-
setzung vorzubereiten. pet
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wohl sie vorher von einer knappen 
Mehrheit des Unterbezirksparteitages 
der SPD abgelehnt worden war. Auch 
die CDU, die sonst in demagogischer 
Absicht für sich Stimmung zu machen 
versucht, stellte sich gegen die Strei-
kenden und forderte den SPD-geführ- 
ten Magistrat zur Unnachgiebigkeit 
auf.

Worum ging es? Angesichts der stän-
digen Preissteigerungen forderten 
17 000 bei der Stadt beschäftigte Ar-
beiter, Angestellte und Beamte die 
gleichen Leistungen, wie sie das 
Stadtwerkpersonal erhält: monatlich 
300 kw kostenfreien Strom und eine 
Freifahrtskarte der städtischen Ver-
kehrsmittel. Diese Forderungen er-
hob sowohl der Gesamtpersonalrat der 
Stadt als auch die Vertrauensleute-
konferenz der Gewerkschaft OTV, ob-

Die Beschäftigten der Kautschukin-
dustrie fordern durch ihre Gewerk-
schaft z. B. in Niedersachsen die Er-
höhung der Löhne und Gehälter um 
11,5 Prozent sowie eine zusätzliche 
Anhebung der Lohngruppen I und II, 
nach denen vorwiegend Frauen ent-
lohnt werden. Die Ausbildungsbei-
hilfen für Lehrlinge sollen auf Sätze 
von 350 bis 550 DM im ersten bis 
vierten Lehrjahr angehoben werden. 
Bemerkenswert ist auch die Forde-
rung der Tarifkommission, eine Klau-
sel in die Tarifverträge aufzunehmen, 
„wonach z. B. bei unvorhersehbaren 
Entwicklungen auch bei ungekündig-
ten Verträgen Verhandlungen über 
Änderungen oder Ergänzungen statt-
finden müssen". Danach wäre es mög-
lich, bei starken Preissteigerungen 
während der Laufzeit in Verhand-
lungen über Teuerungszulagen bzw. 
Lohn- und Gehaltserhöhungen einzu-
treten.

Die Aktionen der städtischen Arbei-
ter reichten jedoch nicht aus, um die 
Forderungen für alle durchzusetzen. 
Nadi massivem Drude des Magistrats 
und einem angedrohten Gehaltsabzug 
für alle Streikenden sowie Anlegung 
von schwarzen Listen haben der Ge-
samtpersonalrat und die Mehrheit der 
OTV-Vertrauensleutekonferenz die 
Forderungen nach neun Tagen Streik 
zurückgestellt. Der geschäftsführende 
Hauptvorstand der OTV, der wäh-
rend des Streiks zu einer Sitzung 
nach Frankfurt kam, hat bei dieser 
von vielen OTV-Mitgliedern verur-
teilten Entscheidung offensiditlich mit-
gewirkt.

Die Kautschukunternehmen haben die 
Forderungen der Gewerkschaft mit 
Klagen über die angeblich schlechte 
Kosten- und Ertragslage der Branche 
begleitet. So schrieb am 8. Juni 1971 
der Kurz-Nachrichten-Dienst der Bun-
desvereinigung der Unternehmerver-
bände, nach Berechnungen der Kaut-
schukindustrie hätten sich die Um-
sätze je Beschäftigten 1970 um 6,5 Pro-
zent erhöht; die Lohn- und Gehalts-
summe sei aber um 19,7 Prozent ge-
stiegen.

Der Vorstand der Industriegewerk-
schaft Metall hat beschlossen, vom 
11. bis 14. April 1972 in der Stadt-
halle Oberhausen die 4. Internationale 
Automationstagung durchzuführen, die 
sich mit Themen aus dem Bereich der 
Zukunftsforschung befassen soll. Vor-
gesehen sind vier Plenarsitzungen, 
eine Podiumsdiskussion sowie acht 
Arbeitsgruppensitzungen, in denen 
unter Mitwirkung von 38 Referenten, 
die zu zwei Dritteln aus dem Aus-
land kommen, folgende Themen be-
handelt werden sollen: Auswirkung 
der Technologie, die Umweltgefähr-
dung, Bildungsfragen, Verkehr und 
Regionalstruktur, Konsumentenschutz, 
Demokratisierung aller gesellschaftli-
chen Bereiche, die Zukunft der Ge-
werkschaften.

gleichzusetzen sind. Geht man der 
Sache auf den Grund, zeigt sich, daß 
eine Umsatzsteigerung von „nur" 6,5 
Prozent unterm Strich eine grö-
ßere Summe hervorbringt als eine

Lohnkostensteigerung von „sogar" 
19,7 Prozent, wobei diese Un- 
lernehmerzahlen mit Vorsicht zu ge-
nießen sind, sollen sie doch die Ar-
beiter von der Durchsetzung ihrer 
berechtigten Forderungen abhalten. 
Bei richtiger Betrachtung erhärten sie 
jedoch die Gewerkschaftsthese, daß 
die Unternehmer der Kautschukin- 
dustrie zahlen können. —rt

Solche Zahlen sollen den Nachweis 
der erdrückenden Last der Lohn-
kosten erbringen. Aber bei einem 
Lohnkostenanteil von 30 DM je 100 DM 
Umsatz im Jahre 1969 in der Kaut-
schukindustrie bedeutet eine Steige-
rung um fast 20 Prozent nur 6 DM. 
Die um 6 DM erhöhten Personal-
kosten haben jedoch auf je 100 DM 
Umsatz eine Steigerung um 6,50 DM 
gebracht, die über Rationalisierung 
und Preiserhöhungen hereingeholt 
wurden und mit Erlössteigerung
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Betrieben durch ihre 
klargemacht, daß sie 

nicht gewillt ist, die Leitlinien des 
und Finanzministers 

Schiller und der Unternehmer für die 
gewerkschaftliche Lohnpolitik zu ak-
zeptieren.



Schlichtung - ein Hemmnis

aus

daß
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len unter allen Umständen verhin-
dern, daß die Arbeiter und Angestell-
ten solidarisch handeln. Darum ver-
suchen sie, die Kraft der Gewerkschaf-
ten bei Lohnverhandlungen zu schwä-
chen oder gar zu paralysieren. Auf 
diese Weise wollen sie das Kräfte-
verhältnis zwischen den Kämpfenden 
einseitig zu ihren Gunsten verändern. 
Dazu dient ihnen die Schlichtung.

In der Schlichtungsregelung verpflich-
ten sich die beiden Tarifpartner, die 
IG Chemie-Papier-Keramik und der 
Arbeilsring der Arbeitgeberverbände 
der Deutschen Chemischen Industrie, 
sich auf die Verhandlungen und das 
Schlichtungsverfahren einzulassen.

Neue Schlichtungsabkommen sollten nicht mehr abgeschlossen 
und alte gekündigt werden — Vorteil für Unternehmer

Ruhrkohle AG 
will weitere Zechen Stillegen

Es wurde vereinbart, acht regionale 
Schlichtungsstellen einzurichten, die in 
erster Instanz zuständig sind. Als zwei-
te Instanz wurde eine Bundesschlich-
tungsstelle in Wiesbaden eingerichtet. 
Die regionalen Schlichtungsstellen set-
zen sich aus je zwei Mitgliedern der 
Unternehmer- und Gewerkschaftsseite 
zusammen und die Bundesschlichtungs-
stelle aus je drei Mitgliedern.

Die Arbeiter und Angestellten haben 
einer solchen Schlichtung nicht 

den geringsten Vorteil. Lohnfragen 
sind keine Fragen der Überzeugung, 
sondern der Macht. Die Arbeiter und 
Angestellten müssen in engster Zu-
sammenarbeit mit ihren Gewerkschaf-
ten den Unternehmern einen möglichst 
großen Teil der von ihnen erwirt-
schafteten Werte abringen. Das hängt 
vom jeweiligen Kräfteverhältnis ab.

In einigen Tarifbezirken der chemischen Industrie besteht seit dem 1. April 1971 
ein tarifloser Zustand. Seit nunmehr einem Vierteljahr läuft die Lohnbewegung. 
In Tarifbezirken wie Nordrhein und Hessen ist bereits die Bundesschlichtung 
gescheitert und wurden vielfältige Kampfmaßnahmen eingeleitet. Es ist deshalb 
nützlich, sich einmal über Wert oder Unwert von Schlichtungsabkommen 
Gedanken zu machen.

Von der neuen, bereits eingeleiteten 
Stillegungswelle an der Ruhr (die 
Zechen Germania und Graf Moltke 
werden noch 1971 geschlossen) sind er-
neut Tausende von Bergarbeitern be-
troffen. Die Versicherungen von Re- 
gierungs- und Unternehmervertretem, 
wonach mit der Bildung des von Prof. 
Schiller initiierten Kohlekonzerns das 
Zechensterben ein Ende finden werde, 
haben sich als falsch erwiesen. Viele 
Bergarbeiter werden in den nächsten 
Jahren ihren Arbeitsplatz verlieren 
oder müssen sich unter erschwerten 
persönlichen Bedingungen und zu-
meist auch bei Verdienstminderung auf 
andere Zechen verlegen lassen. Es 
wird Aufgabe der IG Bergbau und 
Energie sein, dafür zu sorgen, daß 
soviele Arbeitsplätze wie nur möglich 
erhalten bleiben und Sozialpläne 
durchgesetzt werden, die nicht — wie 
beabsichtigt — zu Lasten der Steuer-
zahler, sondern auf Kosten der Ze-
chenherren den Standard der betroffe-
nen Bergarbeiter sichern.

Die Unternehmer haben genau das 
entgegengesetzte Interesse. Sie wol-

Werden die Verhandlungen in den 
Bezirken für gescheitert erklärt und 
wird ein Antrag auf Schlichtung ge-
stellt, dann muß die Landesschlich-
tungsstelle innerhalb von 14 Tagen 
die Schlichtungsverhandlungen auf-
nehmen. Scheitert die Landesschlich-
tung und wird ein Antrag gestellt, 
dann muß spätestens nach weiteren 
21 Tagen die Bundesschlichtungsstelle 
wirksam werden.

Je schneller die Gewerkschaften in 
der Lage sind, die Macht ihrer Orga-
nisation in die Waagschale der sozia-
len Auseinandersetzung zu werfen, 
je eher die Unternehmer die Kraft 
der organisierten Arbeiterschaft zu 
spüren bekommen, desto schneller 
werden sie bereit sein bzw. gezwun-
gen werden, die berechtigten Forde-
rungen der Arbeiter und Angestellten 
sowie ihrer Gewerkschaften zu erfül-
len.

Für die Arbeiter und Angestellten so-
wie ihre Gewerkschaften ist am be-
sten, wenn sie, sobald der Tarifver-
trag abgelaufen ist, volle Handlungs-
freiheit haben und durch keine Frie-
denspflicht gebunden sind. Dann ha-
ben sie am ehesten die Möglichkeit, 
zielgerichtet die Konfrontation mit 
dem Kapital zu suchen und es zur 
Erfüllung der gewerkschaftlichen For-
derungen zu zwingen. Ein solches Vor-
gehen verspricht die größten Erfolge 
bei geringstem Aufwand. Aus diesem 
Grunde sollten keine Schlichtungsver-
einbarungen mehr abgeschlossen und 
bestehende zum nächstmöglichen Ter-
min gekündigt werden.

Heinz Schäfer

Der Aufsichtsrat der Ruhrkohle AG hat 
Ende Juni 1971 einen sogenannten 
„Gesamtanpassungsplan“ verabschie-
det, der die Konzentration der Stein-
kohleförderung an der Ruhr bis 1975 
auf immer weniger Zechen vorsieht. 
Statt der gegenwärtig 52 Zechen des 
Superkonzerns sollen nach Ablauf die-
ses Zeitraums nur noch 40 existieren. 
Stillgelegt werden sollen u. a. die Ze-
chen Germania, Graf Moltke, Katha-
rina, Emscher Lippe, Mathias Stinnes, 
Emil Fritz, Altstaden, Brassert und die 
Bergwerke Bochum. Die Kohleförde-
rung soll nur noch mit den rentabel-
sten Zechen betrieben werden. Zu den 
Maßnahmen der Profitsicherung und 
-Steigerung gehört außerdem die Re-
duzierung der Fördermenge des Ruhr-
bergbaus.

An diesen Beispielen ist ersichtlich, 
wie langwierig und bürokratisch ein 
solches Schlichtungsverfahren ist. 
Während dieser ganzen Zeit dürfen 
weder Urabstimmungen noch Streiks 
eingeleitet werden. Das ist erst mög-
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Jeder Gewerkschaftsfunktionär weiß, 
welcher Anstrengungen es bedarf, 
eine so große Masse von Arbeitern 
und Angestellten über Wochen und 
Monate in Kampfstimmung zu halten. 
Je schneller die Gewerkschaften in der 
Lage sind, nach Ablauf eines Tarif-
vertrages die erfolgversprechendsten 
Maßnahmen zu ergreifen, desto bes-
ser ist es für das angestrebte Ergeb-
nis. Aus allen diesen Gründen er-
gibt sich, daß die Schlichtung — in 
welcher Form auch immer — allein 
den Interessen des Kapitals dient.

Scheitert die Schlichtung in erster In-
stanz, dann dürfen in der zweiten 
Instanz keine Mitglieder dabei sein, 
die in der ersten Instanz tätig waren 
und unter keinen Umständen Mitglie-
der oder Vertreter aus den Betrieben 
und Tarifbezirken, die sich im Lohn-
kampf befinden. Die Kollegen aus den 
Betrieben haben dadurch keinen di-
rekten Einfluß mehr.

Am 1. Januar 1971 trat in der chemi-
schen Industrie eine neue Schlich-
tungsregelung in Kraft, die mit einer 
Frist von 6 Monaten erstmals zum 
31. 12. 1975 gekündigt werden kann. 
Die Schlichtungsregelung sieht vor, 

beim Abschluß von Tarifverträ-
gen ein Schlichtungsverfahren einge-
leitel werden kann. Dazu ist erforder-
lich, daß eine oder beide Seiten einen 
Antrag stellen. Das ist jedoch erst 
möglich, wenn ein Verhandlungspart-
ner ausdrücklich erklärt, daß die Ver-
handlungen gescheitert sind.

lieh, wenn auch die Bundesschlich-
tung ohne Erfolg geblieben ist.
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An diesem Vorgang zeigt sich ein 
übriges Mal die negative faktische 
Wirkung der konzertierten Aktion 
auf die Tarifautonomie. Wenn der 
DGB-Vorsitzende Heinz O. Vetter in 
der Sitzungsrunde betonte, man dürfe 
keine Politik betreiben, die die Ge-
werkschaften binde („Ich will die kon-
zertierte Aktion als freier Mann ver-
lassen können"), sich anderseits aber 
auf die Schiller/Friedrich-Konzeption 
festlegen läßt, so sind das offensicht-
lich nur noch Worte im Rückzugsge-
fecht, die das Gesicht vor den Gewerk-
schaftsmitgliedern wahren sollen.

Brenner polemisierte damit gegen die 
von vielen Gewerkschaftsorganen im-
mer wieder erhobene Forderung nach 
Austritt aus der konzertierten Aktion. 
Die nachteilige Wirkung dieser Ge-
sprächsrunde auf die gewerkschaft-
liche Entscheidungsfreiheit, die ja nie-
mals verantwortungslos gehandhabt 
wurde, liegt auf der Hand. Sie kommt 
in den niedrigen Tarifabschlüssen der 
letzten Wochen unübersehbar zur 
Wirkung. Vetter selbst besänftigte die 
Regierungs- und Unternehmervertreter 
in der letzten Sitzung mit dem Hin-
weis, daß die „Zeit der zweistelligen 
Lohn- und Gehaltserhöhungen" jetzt 
vorbei sei.

Was hilft es, wenn die Gewerk-
schaftsvertreter in der konzertierten 
Aktion nur auf die Weise ihre „Ent-
scheidungsfreiheit" behalten können, 
wenn sie nach der konzertierten See-
lenmassage freiwillig tun, wozu die 
andere Seite sie die ganze Zeit hat 
zwingen wollen. Wie Otto Brenner 
meint, „ist die Forderung nach Aus-
tritt falsch gestellt; denn die konzer-
tierte Aktion beruht auf einer ge-
setzlichen Grundlage. Man kann weder 
eintreten noch austrelen. Man wird 
dazu eingeladen, und man geht hin, 
oder man bleibt weg." — Na also, 
kann man nur sagen: dann tretet nicht 
aus, sondern bleibt weg!

Wenn Worte einen Sinn haben, be-
deutet dies, daß in diesem Jahr eine 
Erhöhung des realen Einkommens der 
abhängig Beschäftigten nicht ange-
strebt werden soll. Bundesregierung 
und Unternehmerschaft gedenken le-
diglich die Preissteigerungsrate (5 Pro-
zent) und die Steuerprogression (ca. 
1,5 Prozent) zuzugestehen. Die wach-
sende Produktionsleistung der Arbei-
terschaft soll ausschließlich in die Ta-
schen der Unternehmer und in die 
Kassen des Staates fließen. Es ist un-
begreiflich, daß die Gewerkschafts-
seite in der konzertierten Aktion 
einem solchen Versuch der Vorpro-
grammierung der gewerkschaftlichen 
Lohn- und Gehaltspolitik durch Re-
gierung und Monopole zustimmen 
konnte.

Nach Berechnungen der Bundes 
forschung sind die Bruttogewi 
13 Prozent emporgeschnellt; die * 
den Lohn- und Gehaltsabschlüssen de. 
zu verzeichnen. Die jüngsten Abschlüsse bei bannei 
der Textilindustrie liegen bei rund 7 und 8 Prozent, in der rheinland-pfälzischen 
Chemieindustrie sogar bei 6,5 Prozent. Damit ist die Lohnleitlinie von Bundes-
regierung und Unternehmerverbänden erreicht und zum Teil unterschritten. 
In der chemischen Industrie der übrigen Tarifgebiete kam es zum ersten Male 
seit 50 Jahren zu größeren Streiks, weil die Unternehmer an dem 6,5-Prozent- 
Angebot festhalten. Die massive Einflußnahme von Ministern und Unternehmer-
funktionären auf die gewerkschaftliche Tarifpolitik geht weiter.

Auch Otto Brenner versuchte den 
wirklichen Sachverhalt zu vertuschen, 
als er in „Metall" vom 22. Juni 
schrieb: „Gerade das letzte Gespräch 
(der konzertierten Aktion — d.V.) hat 
wieder einmal deutlich gemacht, wie 
wichtig es ist, daß die Gewerkschaf-
ten in dieser Runde anwesend sind 
und ihren Standpunkt zum Ausdruck 
bringen können ... Daß wir uns dabei 
keine Vorschriften machen und uns 
auch unser Recht zur freien Entschei-
dung über unsere eigene Politik nicht 
nehmen lassen, ist die selbstverständ-
liche und von allen akzeptierte 
Grundlage dieser Gespräche."

Die konzertierten Eingriffe in die 
Tarifautonomie haben Formen ange-
nommen, die ernstlich die Entschei-
dungsfreiheit und Unabhängigkeit der 
Gewerkschaften gefährden. Anderer-
seits zeigt sich die DGB-Spitze zu-
nehmend bereit, dem Druck nachzu-
geben und auf die notwendige Mobi-
lisierung der Lohnabhängigen gegen 
die Versuche, kapitalistische Fehlent-
wicklungen zu Lasten der Arbeiter-
schaft zu korrigieren, weitgehend zu 
verzichten.

Regierung und Unternehmerschaft be-
gründen den Druck auf die gewerk-
schaftliche Lohn- und Gehaltspolitik 
mit der stagnierenden Wirtschafts- 
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Einen bedenklichen Ausdruck fand 
diese Entwicklung in der Sitzung der 
konzertierten Aktion Anfang Juni, in 
der sich die DGB-Vertreter faktisch 
auf eine an der bestehenden Ver-
teilungsrelation des Sozialproduktes 
nicht rüttelnde Lohnpolitik festlegen 
ließen. Auch wenn Gewerkschafts-
publikationen („Metall" Nr. 13 vom 
22. Juni: „Kein Stillhalte-Abkommen") 
in Schlagzeilen versichern, daß die 
gewerkschaftliche Handlungsfreiheit 
durch die letzte Sitzung der konzer-
tierten Aktion nicht beeinträchtigt 
worden sei, ist das Gegenteil der 
Fall. Schwarz auf weiß steht im Kom-
munique der konzertierten Aktion:

„Die am Gespräch der konzertierten 
Aktion Beteiligten werden ... in vol-
ler Eigenverantwortlichkeit auf Un-
ternehmer und Gewerkschaften ein-
wirken mit dem Ziel, daß alle Betei-
ligten sich nicht an den Preis- und 
Einkommenserwartungen des Booms 
orientieren, sondern an den Notwen-
digkeiten einer Phase der gesamt-
wirtschaftlichen Konsolidierung. Nadi 
dem Verständnis aller Beteiligten be-
deutet das keine Stillhaltepause für 
die Einkommen, sondern vielmehr eine 
Phase, in der die Ertrags- und Kosten-
entwicklung der Unternehmungen sich 
normalisiert und in der die realen 
Einkommenserhöhungen, die die Ar-
beitnehmer in den letzten beiden 
Jahren erreicht haben, gesichert wer-
den."
8

Dagegen steht jedoch die für alle 
Gewerkschaften gültige Orientierung, 
entsprechend der DGB-Zielprojektion 
vom Oktober 1970, einen Anstieg der 
Nettolöhne und -gehälter in diesem 
Jahr um 10,4 Prozent durchzusetzen. 
Diese Zielsetzung gilt umso mehr, 
als der Anstieg der Lebenshaltungs-
kosten nicht — wie angenommen — 
2, sondern mindestens 5 Prozent aus-
machen wird.

Die Taktik von Bundesregierung und 
Unternehmerverbänden zielt dahin, 
die schon völlig unzureichenden Lohn- 
steigerungsraten^ die durch Preise 
und Steuern wieder aufgezehrt wer-
den, noch weiter zu drücken. So er-
klärte der Präsident der Arbeitgeber-
verbände, Friedrich, am 29. Juni in 
Köln, die Hoffnungen von Bundesre-
gierung, Bundesbank und Unterneh-
mern (man beachte deren Zusammen-
spiel!) auf eine „lohnpolitische Nor-
malisierung im Jahre 1971" hätten 
sich nicht erfüllt. Auch die „Zeit der 
Abschlüsse weit unter zweistelligen 
Ziffern" ist den Unternehmern also 
noch zu aufwendig. Sie verlangen mit 
einem auch von Minister Schiller 
— und Kanzler Brandt — gebrauch-
ten Vokabular wie Stabilitätspakt, 
Konsolidierungspause, Stillhalteab-
kommen usw. den faktischen Lohn-
stopp.



Zweistellige Forderungen real

Gegen Profit als Maßstab
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700 Milliarden für die Rüstung

9

rungswelle veranlaßt werden, dann ist 
das ein staats- und gesellschaftspoli-
tischer Skandal — oder genauer: ty-
pisches Verhalten einer Regierung, 
die sich den Monopolen verpflichtet 
sieht, staatsmonopolistischer Kapitalis-
mus.

Niveau, auf die Gefährdung der Ar-
beitsplätze. Nur nicht den Monopolen 
an die Profitgurgel springen!

höhere als 
von der Gegenseite gewünschte Lohn-
steigerung so überaus wichtig. Jede 
zusätzliche Binnennachfrage, die in die-
ser Situation über höhere Massen-
einkommen der Werktätigen geschaf-
fen werden kann, hilft das Konjunk-
turschiff flott zu machen. Höhere Löh-
ne und Gehälter treiben keineswegs 
die Preise, die ja von Unternehmern 
festgesetzt werden, sondern schmä-
lern lediglich die weit überhöhten 
Profitspannen, insbesondere der Mo-
nopole.

enlwicklung. Sie malen das Gespenst 
von Arbeitslosigkeit und Inflation an 
die Wand. Zwar sind diese Geißeln 
untrennbare Bestandteile des kapita-
listischen Systems und können jeder-
zeit wieder einmal die Arbeiterklasse 
in der Bundesrepublik treffen, aber 
sie sind nicht die Folge lohnpoliti-
scher Entscheidungen. Die Gefahr ver-
mehrter Arbeitslosigkeit und fort-
schreitender Preissteigerungen besteht 
vielmehr, wenn die Gewerkschaften 
zulassen, daß sich die staatsmonopoli-
stische, profitorientierte Wirtschaftspo-
litik ungehindert auf dem Rücken der 
Arbeiterklasse austoben kann.

Die Bonner Regierung, die sich ganz 
offenkundig der Unternehmerschaft 
verpfichtet sieht, wählte jedoch den 
arbeiterfeindlichen Weg: Die Masse 
der Bevölkerung muß auf den drin-
gend notwendigen Bau von Straßen, 
Schulen und Krankenhäusern verzich-
ten, damit die Nachfrage verringert 
wird Der Druck auf die gewerk-
schaftliche Lohnpolitik wird massiv 
verstärkt, ebenfalls, damit die Nach-
frage sinkt. Dieser Weg, die Unter-
nehmer zu geringeren Preiserhöhun-
gen zu veranlassen, zielt bewußt auf 
die Begrenzung der Lebenshaltung 
der Arbeiterschaft unter das mögliche

Während jedoch das Bonner staats-
monopolistische „Stabilitätsprogramm' 
abgespult wird und im Preisbereich 
wirksam werden kann, haben sich die 
Bosse der Wirtschaft abermals kräftig 
gesundgestoßen und neue Rationali-
sierungsmaßnahmen zu Lasten der 
Arbeiterschaft in den Betrieben ein-
geleitet, um fortan von dieser Flanke 
her den Profit weiter zu steigern.

An diesen Zahlen wird deutlich, wie 
dringend notwendig es ist, den neuen 
sowjetischen Vorschlag zur beidersei-
tigen Truppenreduzierung zum Ge-
genstand von Verhandlungen zu ma-
chen. Die Opposition der Bundes-
regierung und besonders Minister 
Helmut Schmidts gegen eine Verrin-
gerung der US-Truppen in der Bun-
desrepublik muß angesichts der fort-
währenden Verschwendung unvorstell-
barer Mittel energisch zurückgewiesen 
werden. -rt

Unter diesem Gesichtspunkt müssen 
auch die währungspolitischen Maß-
nahmen und das „Stabilitätspro-
gramm'' der Bundesregierung scharf 
kritisiert werden. Wenn die SPD/FDP- 
Regierung beispielsweise mehrere 
Milliarden verfügbare DM stillegt und 
öffentliche Aufträge im Bereich von 
Bildung, Gesundheitswesen, Straßen-
bau usw. stoppt, nur, damit die Nach-
frage verringert und die Unternehmer 
zur Verlangsamung der Preissteige-
7/71

ausgaben aufbrachten, entfällt die ge-
waltige Restsumme auf die entwickel-
ten Industrieländer. Selbst nach den 
US-amerikanischen Angaben liegt die 
NATO mit 103 Milliarden Dollar Rü-
stungsausgaben weit an der Spitze. 
Der Warschauer Pakt soll 71 Milliar-
den Dollar aufgewendet haben.

Während 93 Entwicklungsländer in 
Asien, Afrika und Lateinamerika zu-
sammen 27 Milliarden Dollar Mililär-

Die hauptsächlich als Folge der 
Aggressivität der USA und der von 
ihnen inspirierten und unterhaltenen 
Militärpakte der Weltbevölkerung 
aufgezwungenen Rüstungslasten be-
trugen 1970, nach einem Bericht der 
US-Behörde für Rüstungskontrolle, 
204 Milliarden Dollar, das sind über 
700 Milliarden DM. Diese Summe ent-
spricht dem Staatshaushalt der Bun-
desrepublik für rund sechs Jahre. Auf 
den Kopf der Weltbevölkerung — ob 
Säugling oder Greis — umgerechnet, 
betrug die Rüstungslast im vergan-
genen Jahr 54 Dollar. Das ist mehr als 
das Jahreseinkommen der Menschen 
in Dutzenden von Entwicklungslän-
dern.

Es ginge nämlich auch anders: Wenn 
in der Phase abklingender Konjunk-
tur die Industrie- und Handelsmono-
pole ihre Profitsucht auf Kosten der 
arbeitenden Bevölkerung über zügel-
lose Preissteigerungen zu stillen su-
chen, so muß ihnen mit Preisstopp 
begegnet werden. Ebenso wie es üb-
lich ist, mit Einfuhrstopp für billige 
Importwaren und Lebensmittelver-
nichtung mit Hilfe von Sleuergeldern 
oder durch Kartellabsprachen die Prei-
se künstlich hoch zu halten, können 
sie auch nach oben begrenzt wer-
den. Das dumme Geschwätz vom un-
zulässigen Eingriff in die freie Markt-
wirtschaft zieht nicht, denn Eingriffe 
sind auch Einfuhrstopp (ab 3. Juli 
gültig für billige Kartoffeln) und staat-
lich sanktionierte Lebensmittelvernich-
tung.

Es wird Zeit für manche Spitzenfunk-
tionäre im DGB und den Gewerkschaf-
ten, daß sie dieses Spiel durchschauen 
und aufhören, aus falsch aufgefaßter 
Loyalität zu den sozialdemokratischen 
Ministern oder infolge von Illusionen 
über deren politische Absichten von 
der eigenen, als richtig nachgewiese-
nen Zielprojektion in der Lohnpolitik 
abzugehen. Lohnfragen sind — unab-
hängig von der jeweiligen Regie-
rung — im kapitalistischen System 
Machtfragen. Die Arbeiterklasse be-
kommt nur soviel von den Werten, 
die sie produziert, wie sie sich in 
hartem Kampf gegen das Kapital ab-
trotzt. Zweistellige Lohn- und Ge-
haltsforderungen sind darum auch ge-
genwärtig richtig, durchsetzbar und 
im Interesse einer neuen Wirtschafts-
belebung erforderlich. Es geht nicht 
zuletzt auch darum, wie es in der er-
wähnten Zielprojektion des DGB 
heißt, eine „größere Verteilungsge-
rechtigkeit" des Sozialproduktes zu 
erreichen. Gerd SiebertWenn infolge verringerter Profite 

— wie jene Leute unentwegt warnen, 
die nur in kapitalistischen Bahnen 
denken können — die Investitions- 
„lust" der Unternehmer tatsächlich 
zurückgeht bzw. in profitablere Re-
gionen des Auslandes strebt, wo-
durch Arbeitsplätze im Binnenland 
gefährdet werden, dann muß man 
solchen Wirtschaftsbossen notfalls 
wegen Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Macht und Mißachtung der Sozial-
verpflichtung des Eigentums die Be-
triebe wegnehmen und in Gemein-
eigentum überführen. Das Grundge-
setz macht dies möglich, und der DGB 
fordert es in seinem Grundsatzpro-
gramm. Nicht profitorientierte Nei-
gungen von Konzernherren, sondern 
wirtschafts- und sozialpolitische Not-
wendigkeiten im Interesse der werk-
tätigen Menschen haben Maßstab der 
Entscheidungen zu sein.

Erste Schritte in diese verhängnis-
volle Richtung werden von Staat und 
Unternehmerschaft, vor allem den Mo-
nopolvertretern, bereits gegangen: Der 
rigorose gemeinsame Druck auf Löhne 
und Gehälter verbessert nicht die 
Konjunkturlage, sondern verschlech-
tert sie. Darum ist der Kampf der 
Chemiearbeiter um eine
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Die 187 Delegierten, Gastdelegierten und Gäste der 7. Bundesfrauenkonferenz 
des DGB in Kassel wurden auf dem Vorplatz der Stadthalle am 11. Juni auf 
ungewöhnliche Art begrüßt. Frauen und Männer vom AEG-Telefunken-Zweig- 
werk Kassel-Waldau standen dort mit Losungen, Flugblättern und Megaphon 
und forderten Solidarität und Aufmerksamkeit für die fast 600 Beschäftigten 
(davon 85 Prozent Frauen) des Werkes mit der Losung: „Heute verlieren wir 
von AEG-Telefunken den Arbeitsplatz! Wann seid Ihr dran?" Die DKP Kassel 
und die Jungsozialisten protestierten in ihren Flugblättern gegen die Unter- 
nehmerwillkür und bekundeten Solidarität mit den Entlassenen.

Von der 7. DGB-Bundesfrauenkonferenz in Kassel 
„Gleiche Rechte“ noch immer leeres Schlagwort

Es wäre besonders für eine Frauen-
konferenz wertvoll gewesen, eine so 
großartige Bewegung, in der die Kol-
leginnen in hervorragender Weise ge-
arbeitet und um ihre Rechte gekämpft 
haben, auszuwerten. Hat doch gerade 
diese Lohnbewegung das abgedro-
schene Argument widerlegt, daß mit 
den Frauen nichts anzufangen sei und 
sie kaum für gewerkschaftliche Ar-
beit zu interessieren seien.

Dieser Kongreß verdeutlichte erneut, 
daß zur Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung der Frauen in der Bundes-
republik entscheidende gesellschaftli-
che Veränderungen im Kampf gegen 
die Diktatur des Großkapitals und 
»ihrer Handlanger notwendig sind.

Marianne Konze
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Forderungen von vor 100 Jahren, die 
wir heute immer noch stellen müssen". 
Und die Delegierte Elisabeth Alschner 
traf den Nagel auf den Kopf, als sie 
aufforderte, aufzuhören, „eine Frauen-
arbeit zu machen, die den Klassen-
charakter dieser Gesellschaft leugnet, 
denn Gleichberechtigung ist keine Ge- 
schlechterfrage, sondern ein gesell-
schaftspolitisches Problem".

In der Diskussion wies die Delegier-
te Leni Gottfried darauf hin, daß 
sich im Grunde genommen seit der 
Pariser Kommune an den Forderungen 
der Frauen nichts geändert habe. Glei-
cher Lohn, Humanisierung der Ar-
beitsplätze und Unterbringung der 
Kinder erwerbstätiger Frauen „sind

Käte Strobel, die viel von angekün-
digten Reformen sprach, verkündete, 
daß ab 1. 1. 1974 monatliches Kinder- 
creld vom ersten Kind an bezahlt wird. 
Zum Gesetzeskatalog sagte sie: „Es 
kommt auf die Realisierung an, und 
wir wissen, daß gesetzliche Verände-
rungen zugunsten der Frauen beson-
ders lange Zeit in Anspruch nehmen 
— nicht nur, weil in den Entschei-
dungsgremien so wenig Frauen zu 
finden sind, sondern auch deshalb, 
weil Reformen, die den Frauen in 
erster Linie zugute kommen sollen, 
in den meisten Fällen sehr viel Geld 
kosten."

Die Vorarbeit für diese 7. DGB- 
Frauenkonferenz war gut. In den rund 
130 vorliegenden Anträgen hatten die 
Kolleginnen in den Betrieben und 
Frauenausschüssen die wichtigsten po-
litischen und sozialen Probleme ange-
sprochen: Vom Bodenrecht, Mieter-
schutz, Umweltschutz, Familienpla-
nung, Schwangerschaftsunterbrechung 
über Vorschulerziehung, Berufsbera-
tung für Mädchen, eigenständige Al-
terssicherung — bis hin zur Ostpoli-
tik, Rechtsradikalismus, Frieden in 
Vietnam und Ratifizierung der Ver-
träge von Moskau und Warschau. 
Mit diesem Forderungskatalog hätte 
die Konferenz eine der interessan-
testen und aussagekräftigsten werden 
können. Doch leider kamen die 187 
Delegierten (Durchschnittsalter 
Jahre) kaum zur Diskussion.

Maria Weber, Mitglied des geschäfts-
führenden Bundesvorstandes des DGB, 
bedauerte in ihrem Referat „Gleiche 
Rechte — gleiche Pflichten", daß um 
die Belange und die berechtigten For-
derungen der Frauen bis jetzt noch 
keine umfassenden Protestbewegun- 
nen stattgefunden haben. Nur durch 
Zwang könne der Grundsatz „Glei-
cher Lohn bei gleichwertiger Arbeit" 
umgehend verwirklicht werden. Schuld 
an der noch immer ungerechten Ent-
lohnung der Frauen tragen vor allem 
die Arbeitgeber. Sie setzen ihre 
Machtposition ein, damit das Unrecht, 
das den Frauen geschieht und das 
ihnen Millionen — richtiger: inzwi-
schen schon Milliarden — gebracht 
hat, weiter bestehen bleibt, daß es 
nicht beseitigt wird."

„Probleme wie vor 100 Jahren”

Hart verlief auch die Diskussion um 
den § 218, dessen Abschaffung von 
der überwiegenden Mehrheit der De-
legierten (nur 3 Gegenstimmen und 
3 Stimmenthaltungen) gefordert wur-
de.

Von den zwei Beratungstagen blieben 
nur knapp 4 Stunden zur Beratung 
der Anträge und zur Diskussion. Daß 
bei dieser Hast manches undiskutiert 
über die Bühne lief, kann man sich 
leicht vorstellen. Oft hatten die Dele-
gierten nicht einmal Zeit, den zur 
Debatte stehenden Antrag richtig zu 
erfassen. Nur so konnte es passieren, 
daß der Antrag Nr. 51 (Ausbau der 
eigenständigen sozialen Sicherheit der 
nrau) glatt abgelehnt wurde.

Durch das Anwachsen der Erwerbs-
tätigkeit der Frauen in der BRD in 
den verschiedenen Industiezweigen 
gewinnen die Frauenkonferenzen stän-
dig an Bedeutung. Hinter den lang-
jährigen Forderungen der Frauen 
wächst Unzufriedenheit und Bewe-
gung. Man gibt sich mit bloßen Ver-
sprechungen nicht mehr zufrieden. Die-
sem Prozeß trugen auch die vielen — 
viel zu vielen — prominenten Red-
ner Rechnung. Brandt's erste Worte 
warn: „... Dabei komme ich nicht 
als einer, der belehren will, sondern 
als einer, der um eigenverantwortliche 
Mitarbeit bittet. ... Niemand wird be-
streiten können, wie sehr es darauf 
ankommt, daß die Frauen sich selbst 
um ihre Interessen kümmern, daß sie 
selbst ihren Anspruch auf mehr ge-
sellschaftliches Gewicht geltend ma-
chen."

Eine echte Diskussion dagegen ent- 
cpann sich um Antrag 81 (Kindergär-
ten mit Elterninitiative). Dieser An-
trag forderte von den Landesministe-
rien, daß „Kindergärten auf der Basis 
von Elterninitiativen finanziell unter-
stützt werden". Die Antragskommis-
sion empfahl Ablehnung. „Man weiß 
ja bei solchen privaten Einrichtungen 
nie, wie die Kinder beeinflußt wer-
den ...", hieß es in der Auseinander-
setzung. Doch die Mütter leiden zu 
sehr unter der Kindergartenmisere, 
als daß sie auf private Initiative ver-
zichten könnten. Der Antrag wurde 
angenommen.

Also, Frauen, falls ihr es noch nicht 
gewußt habt: ihr seid selbst schuld. 
Denn es kann, „was zu tun bleibt, 
nicht allein mit den Mitteln des Staa-
ts durchgesetzt werden". Letztere 
Feststellung wäre noch verständlich 
gewesen, wenn die Aktionen und Be-
wegungen der Frauen auf diesem 
Kongreß beispielgebend ausgewertet 
und diskutiert worden wären. Doch 
das war keineswegs der Fall. Außer 
einem kurzen Solidaritätstelegramm 
an die streikenden Arbeiterinnen der 
Textil- und Bekleidungsindustrie fand 
dieser Lohnkampf keinen Platz auf 
der Konferenz.
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Die betroffenen AEG-Arbeiter spürten 
die Distanz der Leitung des Kongres-
ses. Doch ihr vorgeschlagener Dring-
lichkeitsantrag mit der Forderung nach 
Sicherung der Arbeitsplätze, gegen 
die rücksichtslosen Maßnahmen der 
Unternehmer wurde von den Delegier-
ten einstimmig angenommen. Ein gro-
ßer Teil der Delegierten, die rund l 
Million weibliche Gewerkschaftsmit-
glieder vertraten, teilten die Sorgen 
der Kasseler Arbeiterinnen. Daran än-
derten auch die beschwichtigenden 
Worte von Bundeskanzler Willy 
Brandt nichts, der in seiner Anspra-
che vor dem Kongreß sagte: „Es be-
steht kein Grund, um die Sicherung 
der Arbeitsplätze zu fürchten."



Arbeiter und Angestellte..
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Noch immer Diskriminierung 
der Frauenarbeit

„Sicherheit und Fortschritt durch Solidarität“, unter diesem Motto kamen 333 
Delegierte und 120 Gastdelegierte zur 7. Angestelltenkonferenz der IG Metall 
am 10. und 11. Juni 1971 in Dortmund zusammen. Im Namen von 250 000 in der 
IG Metall organisierten Angestellten wurden zahlreiche Beschlüsse gefaßt, die 
eine verstärkte gewerkschaftliche Interessenvertretung zum Inhalt haben. Zu-
gleich gab es insbesondere im Grundsatzreferal von Otto Brenner eine recht 
widersprüchliche Orientierung für die IG Metall, die sowohl eine noch stärkere 
Anpassung an den Regierungskurs, als auch Elemente einer unabhängigen 
Gewerkschaftspolitik zum Inhalt hatte. Offensichtlich wollte Brenner damit 
Akzente für den bevorstehenden 10. ordentlichen Gewerkschaftstag der IG 
Metall — Ende September in Wiesbaden — setzen.

7. Angestelltenkonferenz der IG Metall: Gemeinsam kämpfen 
Brenner versucht Gewerkschaft auf Regierungskurs zu bringen

bei der gemeinsamen Interessenver-
tretung aufeinander angewiesen.

Besser informiert 
durch 
NACHRICHTEN

Mit anderen Worten hat sich Bren-
ner mit dieser regierungskonformen 
und unternehmerfreundlichen Haltung 
bemüht, die IG Metall von der akti-
ven Lohn- und Gehaltspolitik wegzu-

Auf der anderen Seite hat Otto Bren-
ner im Hinblick auf das gemeinsame 
solidarische Handeln von Arbeitern und 
Angestellten eine richtige Aufgaben-
stellung entwickelt. Er verwahrte sich 
gegen die von den Unternehmern be-
triebene Spaltung zwischen Arbeitern 
und Angestellten und machte deut-
lich, daß die Belange der Angestell-
ten nur durch das Gewicht der ge-
samten IG Metall im Kampf gegen 
die Unternehmer durchsetzbar sind.

In einer Entschließung wandte sich 
die Konferenz gegen die Absicht der 
Unternehmer, den Gewerkschaften die 
Verantwortung für Preiserhöhungen 
zuzuschieben. Der Vorstand wurde 
aufgefordert, in der konzertierten Ak-
tion in voller Unabhängigkeit die 
Interessen der Mitglieder zu vertre-
ten. Viele Delegierte hatten es be-
dauert, daß der wesentlich weiterge-
hende Antrag Nr. 28 des Angestell-
tenausschusses der Verwaltungsstelle 
Ludwigsburg, der einen Austritt aus 
der konzertierten Aktion verlangte, 
mit dem Vermerk „erledigt" unter den 
Tisch gefallen ist.

Die von den Gewerkschaften bei Re-
gierungsneubildung im Oktober 1969 
an die neue Bundesregierung gestell-
ten Forderungen hat Otto Brenner 
mit keiner Silbe erwähnt, aber dafür 
wiederholt zum Ausdruck gebracht, 
daß er die Politik der Bundesregie-
rung, auch die sogenannte Reform-
politik, voll unterstütze. Die ebenfalls 
in seinem Referat bekräftigte Unab-
hängigkeit der Gewerkschaften von 
Parteien, Regierungen und Unterneh-
mern wird angesichts der Unterstüt-
zung der gegen die Interessen der 
Arbeiter und Angestellten gerichte-
ten Regierungspolitik zu einer nichts-
sagenden Floskel.

Im Gegensatz zur 9. Jugendkonferenz 
der IG Metall im April in Saarbrük- 
ken (vgl. NACHRICHTEN 5/71, S. 10) 
hat die Angestelltenkonferenz zu den 
vielfältigen gesellschaftspolitischen 
Fragen nicht Stellung genommen. Um 
so mehr wird es notwendig sein, daß 
der bevorstehende Gewerkschaftstag 
in Wiesbaden eine von den Klassen-
interessen bestimmte Politik fest-
legt und die von Otto Brenner be-
triebene Anpassung an die Regie-
rungspolitik ablehnt. W. P.
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Obwohl die Frauen rund ein Drittel 
aller abhängig Beschäftigten in der 
Bundesrepublik stellen, empfangen sie 
nur knapp ein Viertel der gesamten 
Bruttolohn- und -gehaltssumme. Zu 
dieser Feststellung kommt das Wirt-
schaftswissenschaftliche Institut der 
Gewerkschaften (WWI) in einer kürz-
lich veröffentlichten Untersuchung 
zum Thema „Quantitative Aspekte 
der Frauenarbeit in der Volkswirt-
schaft". Das WWI sieht in dem Miß-
verhältnis zwischen Beschäftigungs-
und Einkommensanteil der Frauen 
einen klaren Beweis für die fort-
dauernde Diskriminierung der Frau-
enarbeit. Wie sich diese schließlich 
auf die Rentenzahlung auswirkt, zeigt 
ein weiteres Untersuchungsergebnis 
des WWI, wonach in der Rentenver-
sicherung der Arbeiter die Durch-
schnittsrenten der weiblichen Ver-
sicherten um 40 Prozent und in der 
Angestelltenversicherung um 52 Pro-
zent unter denen der Männer liegen.

7/71

Nach einer Diskussion in sechs ver-
schiedenen Arbeitsgruppen beschäftig-
te sich die Konferenz mit 124 Anträ-
gen, 19 Entschließungen und zahlrei-
chen Initiativanträgen. In deren Mit-
telpunkt standen, neben spezifischen 
Angestelltenforderungen, vor allem 
tarif- und sozialpolitische Fragen. So 
wurden u. a. gemeinsame Tarifver-
träge für Arbeiter und Angestellte, 
ein tariflich abgesichertes 13. Monats-
einkommen, verlängerter Urlaub auf 
30 Arbeitstage und ein verbesserter 
Kündigungsschutz für ältere Angestell-
te gefordert. Insbesondere protestierte 
die Konferenz gegen die Absicht, mit 
der Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes Teile der Angestellten-
schaft zu „leitenden Angestellten" zu

orientieren und die im Herbst bevor-
stehende Lohnbewegung in der Me-
tallwirtschaft auf Mini-Forderungen 
festzulegen.

machen und sie von einer Interessen-
vertretung durch Gewerkschaft und 
Betriebsrat auszuschließen. Für die 
Lösung der Entlohnungsprobleme in 
den großen Konzernen, die Produk-
tionsstätten in mehreren Tarifbezirken 
haben, verlangte die Konferenz die 
Vereinbarung von Offnungsklauseln, 
die den Abschluß von Zusatztarif-
verträgen ermöglichen.

Die Gemeinsamkeiten von Arbeitern 
und Angestellten wurden im Referat 
des für den Bereich der Angestellten 
zuständigen Vorstandsmitgliedes, 
Heinz Dürrbeck, noch deutlicher her-
ausgearbeitet. Er führte aus, daß der 
grundsätzliche Interessengegensatz 
von Kapital und Arbeit, von Unter-
nehmern und Arbeitnehmern — ganz 
gleich ob für Angestellte oder Ar-
beiter — heute die gesellschaftliche 
Wirklichkeit bestimme. In diesem Sy-
stem sei der technische Fortschritt 
hauptsächlich ein Fortschritt für die 
Profiterwartung der Unternehmer, die 
über das Eigentum an den Produktions-
mitteln verfügten. Das schließe die 
Herrschaft über die abhängig Beschäf-
tigten ein, die darum keine gleichbe-
rechtigten Partner sein könnten. Viel-
mehr seien Arbeiter und Angestellte

Brenner hat in seinem Referat die 
Außenpolitik der Bundesregierung 
„aus vollem Flerzen begrüßt und 
unterstützt" und auch der Schiller-
sehen Wirtschaftspolitik „Verständ-
nis" entgegengebracht. Er lehnt zwar 
einen Stabilitätspakt mit den Unter-
nehmern und der Bundesregierung ab, 
sagte aber wörtlich, daß es „selbst-
verständlich im Interesse aller läge, 
die Stabilitätspolitik der Bundesre-
gierung zu unterstützen". Er versprach 
zugleich, daß die Gewerkschaften 
ihren „Beitrag dazu leisten werden", 
damit die Preissteigerungen wieder 
auf ein vertretbares Maß herabge-
mindert werden.



Sozialistischer Kurs bestätigt
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Der von Erich Honecker vorgetragene 
Rechenschaftsbericht des ZK zeichnet 
sich durch einen sachlichen Realismus 
aus und ist bei einer wirklichkeitsge-
treuen Widerspiegelung der Situation 
in einfacher Sprache gehalten, für je-
den Arbeiter verständlich. Der Partei-
tag legte Maßnahmen fest, die soziali-
stische Gesellschaft auf der Basis des 
Erreichten systematisch weiterzubauen, 
den Lebensstandard anzuheben, be-
stehende Mängel in der proportiona-
len Entwicklung der Wirtschaft zu be-
seitigen und die Wirtschaftsintegra-
tion der sozialistischen Staaten zu ver-
vollkommnen.

SED: Hauptziel weitere Verbesserung des Lebensniveaus 
94 ausländische Delegationen auf VIII. SED-Parteitag

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands veranstaltete vom 15. bis 19. 
Juni 1971 in der Berliner Wemer-Seelenbinder-Halle ihren VIII. Parteitag. 
Dieses in der Welt vielbeachtete Ereignis war ein bedeutender Markstein beim 
sozialistischen Aufbau der DDR. Die 2043 Delegierten, die mehr als 1,9 Mil-
lionen Mitglieder repräsentierten, beschlossen ein klares Konzept für die an-
stehenden Aufgaben. Einstimmig billigten sie den Bericht des Zentralkomitees 
und die Direktive zum Fünfjahrplan 1971 bis 1975, sie wählten das neue Zen-
tralkomitee, das Erich Honecker in seiner Funktion als erster Sekretär be-
stätigte.

In bezug auf die Politik des Kampfes 
um europäische Sicherheit und die 
Herstellung von Beziehungen zur Bun-
desrepublik auf der Basis des Völ-
kerrechts entwickelte Honecker ein rea-
listisches Fünf-Punkte-Konzept (siehe 
nebenstehende Hauptpunkte aus dem 
Rechenschaftsbericht), das auch von 
allen Demokraten in der Bundes-
republik unterstützt werden sollte.

Die Delegierten des Parteitages ver-
körperten eine echte Repräsentation 
der Bevölkerung der DDR. Nach der 
altersmäßigen Zusammensetzung wa-
ren 12,6 Prozent der Delegierten bis 
zu 25 Jahre alt, 6,8 Prozent zwischen 
26 und 30 Jahren und 24 Prozent zwi-
schen 31 und 40 Jahren. (Auf dem 
kürzlich slaltgefundenen außerordent-
lichen DGB-Kongreß war nur l Prozent 
der Delegierten jünger als 30 Jahre.) 
Mehr als 70,6 Prozent der Delegierten 
waren Arbeiter und Bauern.

Nach einer sachlichen und oft kritisch 
geführten Diskussion, bei der aus Zeit-
mangel über 130 Delegierte nicht zu 
Wort kamen, wurde in geheimer Wahl 
einstimmig das neue Zentralkomitee 
mit 135 Mitgliedern und 54 Kandi-
daten gewählt. Ebenfalls einstimmig 
wählte das neue ZK Erich Honecker 
zum Ersten Sekretär und weitere 21 
bewährte Arbeiterfunktionäre als Mit-
glieder und Kandidaten des Polit-
büros. In Ehrung seiner Verdienste 
wurde Walter Ulbricht vom ZK zum 
Vorsitzenden der SED gewählt.

Im Rahmen der außenpolitischen Tä-
tigkeit der SED beschäftigte sich Ho-
necker auch ausführlich mit dem Ver-
hältnis zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik. Er betonte, wenn der 
Imperialismus jetzt mit anderen Me-
thoden und Taktiken operiere, so be-
deute das keinen Wandel des Sy-

Der Parteitag betonte die führende 
Rolle der Arbeiterklasse, die in der 
DDR die politische Macht ausübt, und 
hob die wachsende Bedeutung der 
Gewerkschaften hervor (siehe „Festi-
gung der Führungsrolle“, S. 14). Erich 
Honecker legte den Gewerkschaftslei-
tungen ans Herz „sorgfältig darauf zu 
achten, daß die Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen nirgendwo an den Rand 
der Leitungstätigkeit gerät".

Der Parteitag war zugleich eine Mani-
festation der kommunistischen Welt-
bewegung. Insgesamt 94 ausländische 
Delegationen, darunter auch von so-
zialistischen Parteien und von be-
freundeten Parteien junger National-
staaten, aus 83 Ländern waren in Ber-
lin vertreten, über 60 Vertreter der 
Bruderparteien sprachen zu den Dele-
gierten. Spontanen Applaus erhielt der 
Generalsekretär der KPdSU, Leonid I.

Der Parteitag hat deutlich gemacht, 
daß die Arbeiterklasse in der DDR 
und die mit ihr verbundenen werktäti-
gen Schichten eine gesicherte Perspek-
tive haben, frei von Arbeitslosigkeit, 
Preissteigerungen und Bildungsnot-
stand. Dem Beobachter aus der Bun-
desrepublik sind die grundlegenden 
Unterschiede zwischen den beiden 
Staaten, wo in einem die Arbeiter-
klasse die Macht ausübt und in dem 
anderen vom Monopolkapital unter-
drückt wird, erneut plastisch sichtbar 
geworden. Je stärker die DDR wird, 
desto erfolgreicher können die Arbei-
terklasse und ihre Organisationen in 
der Bundesrepublik den Kampf gegen 
das Großkapital, für Frieden und so-
zialen Fortschritt führen.

Werner Petschick
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Die enge solidarische Verbundenheit 
der DKP in der Bundesrepublik mit 
der SED brachte auf dem Parteitag der 
Vorsitzende der DKP, Kurt Bachmann, 
zum Ausdruck. Er führte aus, daß im 
Kampf der Arbeiterklasse der Bun-
desrepublik die DDR eine starke 
Stütze sei und die notwendige völker-
rechtliche Anerkennung der DDR den 
Bürgern der Bundesrepublik, dem 
Frieden und der Sicherheit Europas 
diene. Der Verlauf des Parteitages un-
terstrich, daß die SED ein weltweites 
Ansehen genießt und einen wichtigen 
Beitrag für die Stärkung der inter-
nationalen Arbeiterbewegung leistet.

Die SED habe stets die ganze Diffe-
renziertheit der politischen Prozesse 
in der Bundesrepublik im Auge ge-
habt, sie übersehe nicht die Unter-
schiede zwischen konservativen und 
rechtssozialdemokratischen Kräften 
und werde gegen die ultrareaktionä-
ren und offen revanchistischen Kräfte 
ihren Hauptstoß richten. Aber auch 
jene, welche auf Umwegen das Ge-
schäft des Imperialismus gegen die 
DDR zu besorgen versuchten, hätten 
keine Chancen. Die Solidarität der 
DDR gehöre jenen, die die wirklichen 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung vertreten. Es entspreche den Not-
wendigkeiten des Kampfes gegen das 
Großkapital, für den demokratischen 
Fortschritt, wenn sich Kommunisten, 
Gewerkschafter, sozialdemokratische 
und christliche Arbeiter und vor allem 
die Jugend zu Aktionsgemeinschaften 
zusammenfinden.

Eine Gewähr dafür biete die vom 
Parteitag angenommene Direktive für 
den neuen Fünfjahrplan, die eine wei-
tere Erhöhung des materiellen und 
kulturellen Lebensniveaus des Volkes 
vorsieht. Das produzierte Nationalein-
kommen, das gegenüber 1970 bis 1975 
auf 126 bis 128 Prozent gesteigert 
werden soll, verlangt eine Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität auf 134 bis 
136 Prozent und erfordert die ver-
stärkte rationelle Ausnützung der 
vorhandenen Produktionskapazitäten. 
Dem Parteitag gingen über 600 Schrei-
ben mit mehr als 5000 Vorschlägen zu, 
die in Ergänzungen oder Veränderun-
gen des Entwurfs der Direktive ihren 
Niederschlag fanden, bzw. dem Mi-
nisterrat der DDR als Anregung für 
den endgültigen Fünfjahrplan dienen 
werden.

stems. Vielmehr sei das ein Ausdruck 
des veränderten Kräfteverhältnisses 
zugunsten des Sozialismus, dem sich 
der Imperialismus anzupassen ver-
suche. Wie schon so oft in der deut-
schen Geschichte dieses Jahrhunderts, 
habe sich dazu die Bourgeoisie die 
rechtssozialdemokratischen Führer zu 
Hilfe geholt. Jedoch entspreche die 
praktische Politik der rechten Führer 
der SPD selbstverständlich nicht den 
Interessen der Mehrheit der über 
800 000 Parteimitglieder.

Breshnew, als er zum Ausdruck 
brachte, daß die Grenzen der UdSSR, 
der DDR, Polens und der CSSR unab-
hängig von dem Vorhandensein ei-
nes Vertrages mit der BRD gesichert 
wären. Es braucht nicht besonders her-
vorgehoben zu werden, daß die Re-
präsentanten der anderen sozialisti-
schen Staaten, ebenso wie die Vertre-
ter Vietnams, der Kommunistischen 
Partei der USA, der regierenden kom-
munistischen und sozialistischen Partei 
Chiles und vieler anderer Staaten 
stürmisch begrüßt wurden.



Beziehungen der Koexistenz
Auszüge aus Reden auf dem Parteitag der SED

13

1. Die baldmögliche Einberufung einer 
europäischen Sicherheitskonferenz 
ohne Vorbedingung.

2. Die DDR ist bereit, Mitglied der 
UNO und ihrer besonderen Organisa-
tionen zu werden.

Erich Honecker zur Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft der DDR:

Uber die SED und ihre internationale 
Politik:

Bündnis Sowjetunion-DDR, Leonid I. 
Breshnew:

Zum Vertrag zwischen der UdSSR und 
der BRD:

3. Die DDR ist bereit, mit allen Staa-
ten normale Beziehungen aufzuneh-
men, und sie geht dabei von der 
Gleichberechtigung aller Staaten unter 
Achtung der Souveränität aus.

Je geschlossener unsere Staaten han-
deln, je einheitlicher ihr Vorgehen 
in der internationalen Arena ist, desto 
fester gegründet sind der allgemeine 
Frieden und die Sicherheit, desto 
stärker hallt der Marschtritt der Völ-
ker auf ihrem Weg zur Freiheit und 
Unabhängigkeit. Eine gesamteuropäi-
sche Beratung ist undenkbar ohne die 
gleichberechtigte Teilnahme der DDR."

4. Normale Beziehungen entsprechend 
den Regeln des Völkerrechts sind 
auch zur Bundesrepublik Deutschland 
aufzunehmen.

Vom VIII. Parteitag der SED, der auch in der Bundesrepublik starkes Inter-
esse fand, bringen wir nachstehend einige der Hauptpunkte des Rechenschafts-
berichtes des ZK der SED, vorgetragen vom 1. Sekretär Erich Honecker, des 
Referates von Ministerpräsident Willi Stoph über die Direktive für die Ent-
wicklung der Volkswirtschaft und der vielbeachteten Ansprache des General-
sekretärs der KPdSU, Leonid I. Breshnew.

stungen, wird ernsthaft zu Leibe ge-
rückt."

Bevölkerung von 3800 Mark auf 4000 
Mark im Jahre 1975 zunehmen.

5. Das Verhältnis gegenüber West-
berlin ist zu normalisieren, wobei die 
Realität anerkannt werden muß, daß 
Westberlin eine Stadt mit einem be-
sonderen politischen Status ist, nie-
mals zur Bundesrepublik gehörte und 
nie zu ihr gehören wird.“

„In dem Vierteljahrhundert ihres Wir-
kens hat die SED großes geleistet: Die 
Errichtung der sozialistischen DDR. 
Das ist eine wahre Großtat. Der gan-
zen Welt wird damit das Beispiel einer 
festen, stabilen Entwicklung auf dem 
Wege des Sozialismus und des Frie-
dens vor Augen geführt.

„Die SED ist ein fester Bestandteil der 
internationalen kommunistischen Be-
wegung, verbunden in enger Freund-
schaft mit der Sowjetunion. Das ist 
die Grundbedingung für die Verwirk-
lichung der Lebensinteressen der Ar-
beiterklasse und aller Bürger der 
DDR. Der Klassenkampf zwischen So-
zialismus und Imperialismus auf ideo-
logischem Gebiet spitzt sich zu. Die 
ideologische Arbeit bildet, der Lehre 
Lenins folgend, den Hauptinhalt der 
Tätigkeit der SED. Dabei ist das Stre-
ben nach Einheit und nach gemeinsa-
men Aktionen der Kommunisten, aller 
revolutionären Kräfte, ein objektives 
Erfordernis und eine gesetzmäßige 
Tendenz des internationalen Klassen-
kampfes."

über die Rolle des FDGB:
„Bei der weiteren Entwicklung kommt 
den Gewerkschaften, in denen fast die 
ganze Arbeiterklasse organisiert ist, 
eine immer größere Bedeutung zu. 
Ein beträchtlicher Teil des Einflusses 
der führenden Klasse auf Wirtschaft 
und Gesellschaft verwirklicht sich ent-
sprechend der sozialistischen Verfas-
sung mit Hilfe der Gewerkschaften. 
Bei der Ausweitung der Macht der 
Arbeiterklasse, der Steigerung der 
Produktion, der weiteren Verbesse-
rung des Lebens ist die immer akti-
vere Mitarbeit der Gewerkschaften un-
erläßlich."

„Für die sozialistische Gesellschaft ist 
die Wirtschaft ein Mittel zur immer 
besseren Befriedigung der wachsen-
den materiellen und kulturellen Be-
dürfnisse des werktätigen Volkes. In 
der Fünfjahrplanperiocle soll eine 
halbe Million Wohnungen ihrer Be-
stimmung übergeben werden. Den Pro-
blemen der Versorgung mit Waren 
des täglichen Bedarfs, also mit Kon-
sumgütern, Ersatzteilen und Diensllei-
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Die gemeinsamen vereinbarten Be-
mühungen der Sowjetunion und der 
DDR sind darauf gerichtet, daß West-
berlin aufhöre, Auslöser von Span-
nungen und Krisensituationen zu 
sein — selbtsverständlich bei gebüh-
render Berücksichtigung der legitimen 
Interessen und der souveränen Rechte 
der DDR.

Das auf dem XXIV. Parteitag der 
KPdSU begründete Programm für den 
Frieden trägt den gemeinsamen In-
teressen der Staaten der sozialisti-
schen Gemeinschaft Rechnung. Die 
Bruderländer werden imstande sein, 
die Sache der sozialistischen Integra-
tion erfolgreich voranzubringen."

Die Hauptaufgabe orientiert auf die 
weitere Erhöhung des materiellen und 
kulturellen Lebensniveaus. Das Ziel 
von Partei und Regierung ist es, das 
Leben der Werktätigen reicher, ange-
nehmer und schöner zu machen. Die 
Erhöhung der Löhne und Renten wird 
auch in Zukunft die Hauptform der 
Verteilung des Nationaleinkommens 
sein. Die Linie, die Verbraucherpreise 
für Konsumgüter stabil zu halten, wird 
fortgesetzt."

„Wir empfinden Genugtuung, daß sich 
in letzter Zeit in der europäischen 
Lage einige positive Veränderungen 
vollziehen. Denjenigen Politikern in 
Westdeutschland, die den Vertrag mit 
der Sowjetunion zum Gegenstand 
politischer Spekulationen machen, sei 
eins gesagt: Die Unverletzbarkeit der 
Grenzen der UdSSR, der DDR, Po-
lens, der Tschechoslowakei und der 
anderen Bruderländer ist auch unab-
hängig vom Vorhandensein eines 
solchen Vertrages gesichert; sie ist 
gesichert durch die vereinte Macht 
der Staaten des Warschauer Vertra-
ges. Treten die Verträge der Sowjet-
union und Polens mit der BRD in 
Kraft, so wird das in vieler Hinsicht 
eine neue politische Atmosphäre in 
Europa schaffen.Willi Stoph über den neuen Fünf-

jahrplan:

„Zwischen der Deutschen Demokrati-
schen Republik und der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt es nur Bezie-
hungen der friedlichen Koexistenz, 
entsprechend den Regeln des Völker-
rechts. Die Abgrenzung zwischen bei-
den Staaten wird in allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens immer 
tiefer gehen, da sich die Gegensätz-
lichkeit zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik verschärft. Die Pro-
bleme, die die Beziehungen zwischen 
Ost- und Westeuropa komplizieren, 
müssen ohne Vorbedingungen und 
ohne künstliche Verbindung einer 
Frage mit anderen gelöst werden. Die 
DDR sieht als ihren Betrag zur Siche-
rung des Friedens in Europa an:

„Die Hauptziele des Wachstums der 
Volkswirtschaft im Fünfjahrplan 1971 
bis 1975 werden durch die Erhöhung 
des produzierten Nationaleinkom-
mens auf 126 bis 128 Prozent, des 
Wachstums der industriellen Waren-
produktion auf 134 bis 136 Prozent 
und die Steigerung der Arbeitspro-
duktivität in der Industrie auf 135 bis 
137 Prozent charakterisiert. Es ist vor-
gesehen, bis 1975 die Konsumtion auf 
121 bis 123 Prozent zu erhöhen. Sie 
wird damit im Jahre 1975 106 bis 
107 Milliarden Mark betragen, das 
sind rund 78 Prozent des verwendeten 
Nationaleinkommens. Der Warenum-
satz im Einzelhandel soll pro Kopf der

Erich Honecker zu den Beziehungen 
zwischen der DDR und der BRD:



Festigung der Führungsrolle
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Im November Wahlen in der DDR

Gespräche FDGB - ROH

Gewerkschafter geehrt

U Thant würdigt Ausstellung
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Arbeiterklasse der DDR Träger der politischen Macht 
Zunehmende Verantwortung der Gewerkschaften

„Nichts wird bei uns um seiner selbst 
willen gemacht! Nichts geht ohne die 
Kraft des Volkes!" Mit diesen Wor-

Anläßlich des 26. Jahrestages des Be-
stehens des FDGB wurden in der DDR 
185 verdiente Gewerkschaftsfunktio-
näre mit der Fritz-Heckert-Medaille 
geehrt. Diese Medaille ist die höchste 
gewerkschaftliche Auszeichnung.

Seiner gesellschaftlichen Zielsetzung 
nach ist der neue Entwicklungsab-
schnitt, der mit dem VIII. Parteitag 
der SED in der DDR in Angriff ge-
nommen wurde, durch das entschlos-
sene Streben charakterisiert, die füh-
rende Stellung der Arbeiterklasse in 
der Gesellschaft immer vollkommener 
auszuprägen. Da fast die ganze Ar-
beiterklasse in der DDR in den Ge-
werkschaften organisiert ist, wächst 
mit dieser Aufgabe auch die Verant-
wortung dieser Organisationen.

Die Betonung, die der führenden Stel-
lung der Arbeiterklasse auf dem Par-
teitag gegeben wurde, entspricht dem 
objektiven Prozeß der Weiterentwick-
lung einer sozialistischen Gesellschaft. 
Die Arbeiterklasse ist der Träger der 
politischen Macht und der Kern des 
werktätigen Volkes. Sie ist die zah-
lenmäßig stärkste Klasse und ist und 
bleibt die wichtigste Produktivkraft 
der Gesellschaft. Sie ist die revolu-
tionärste, disziplinierteste, am besten 
organisierte Klasse und verkörpert am 
deutlichsten das, was sozialistischer 
Gemeinschaftssinn genannt wird.

Unter Führung der SED hat die Ar-
beiterklasse der DDR eine große Ent-
wicklung durchgemacht, hat sie — 
mit Hilfe der Gewerkschaften — be-
wiesen, daß sie Staat und Wirtschaft 
zu leiten vermag, und gewaltige Lei-
stungen vollbracht. Die Grundlage da-
für war die Existenz des sozialisti-
schen Eigentums an den Produktions-
mitteln, das gemeinschaftliche Verant-
wortung und gemeinschaftliche Tätig-
keit der kollektiven Eigentümer zur 
traditionellen Nutzung und Mehrung 
des gemeinschaftlichen Eigentums be-
dingt erfordert.

Die dem sozialistischen Eigentum ent-
sprechende wirksamste Form der Ar-
beit ist der sozialistische Massenwett-
bewerb; denn in ihm erwerben die
14

Anknüpfend an die vom VIII. Parteitag der SED Mitte Juni behandelte Pro-
blematik beschäftigt sich unser DDR-Korrespondent Claus Friedrich mit Fragen 
der Verwirklichung der führenden Rolle der Arbeiterklasse in der sozialistischen 
Gesellschaft und mit der Bedeutung des sozialistischen Wettbewerbs:

Nach einem Beschluß der Volkskam-
mer, der obersten Volksvertretung 
der DDR, sollen am 14. November 
1971 in der DDR die Wahlen zur 
Volkskammer und zu den Bezirksta-
gen, den Volksvertretungen der 14 
DDR-Bezirke, stattfinden.

Deshalb -wurde auf dem Parteitag mit 
Nachdruck hervorgehoben, daß den 
Gewerkschaften bei der weiteren Ent-
wicklung der sozialistischen Gesell-
schaft „eine immer größere Bedeu-
tung zukommt". Erich Honecker, der 
diese Feststellung traf, begründete sie 
damit, daß sich gerade im Alltag ge-
werkschaftlicher Tätigkeit ein be-
trächtlicher Teil des Einflusses der 
Angehörigen der führenden Klasse 
auf Wirtschaft und Gesellschaft ver-
wirklicht.

ten klang der von Erich Honecker 
erstattete Bericht auf dem Parteitag 
aus, und dieser Bericht macht voll-
ständig klar, daß die Wirksamkeit 
des ökonomischen Systems des So-
zialismus nur daran zu messen ist, 
wie es dazu beiträgt, Millionen Werk-
tätige nach den demokratischen Prin-
zipien der sozialistischen Ordnung zu 
hohen Arbeitsergebnissen zu führen, 
ihr sozialistisches Bewußtsein zu fe-
stigen, ihre Arbeits- und Lebensbe-
dingungen zu verbessern, sie anzu-
regen, sich politisch, ökonomisch und 
fachlich weiterzubilden und ihre Ver-
antwortung für die Planung und Lei-
tung der Volkswirtschaft immer sach-
kundiger wahrzunehmen. C. F.

Die Vorsitzenden der tschechoslowa-
kischen Gewerkschaften und des 
FDGB, Karel Hoffmann und Herbert 
Warnke, kamen im Juni in Berlin zu 
Gesprächen zusammen. Sie erörterten, 
einer Pressemitteilung zufolge, Erfah-
rungen der Gewerkschaftsarbeit in 
beiden Ländern sowie Probleme der 
internationalen Gewerkschaftsbewe-
gung, besonders Fragen, eines gewerk-
schaftlichen Beitrages zur europäischen 
Sicherheit.

Das Büro des Generalsekretärs der 
UNO, U Thant, hat sich anerkennend 
über die Weltfotoausstellung „Liebe— 
Freundschaft—Solidarität" ausgespro-
chen, die im Rahmen der vom FDGB 
organisierten Arbeiterfestspiele in 
Leipzig gezeigt wurde. In einem 
Schreiben an Rita Maahs, die diese 
Ausstellung zusammenstellte, wird 
darauf hingewiesen, daß die Aussage 
der Schau und die vom UNO-General- 
sekretär vertretene Position in vie-
lem übereinstimme.

Arbeiter Fähigkeiten nicht nur hin-
sichtlich der Beherrschung technischer 
und technologischer Detailprozesse, 
vielmehr treten sie durch ihn auch 
in Beziehung zum ökonomischen und 
gesellschaftlichen Gesamtprozeß und 
erlangen die Fähigkeit, auf ihn sach-
kundig Einfluß zu nehmen, ihn zu 
gestalten und zu beherrschen. Der 
Wettbewerb ist daher seinem Wesen 
nach eine zutiefst demokratische An-
gelegenheit. Deshalb wurde er auf 
dem Parteitag auch als ein „Haupt-
feld" charakterisiert, auf dem bereits 
die Mehrheit der Arbeiter das ge-
sellschaftliche Leben der Republik mit-
gestaltet, auf dem sich ihre Mitbe-
stimmung realisiert und ihre Ideen 
und Vorschläge gefragt sind.

Die weitere Stärkung der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse verlangt 
darum von den Gewerkschaften, als 
den Organisatoren des Massenwett-
bewerbs dafür zu sorgen, daß der 
sozialistische Wetbewerb alle wesent-
lichen Seiten des Arbeiterlebens be-
einflußt und die allgemeine Kultur, 
der Bildungsstand und die politische 
Aktivität der ganzen Klasse geför-
dert werden. Die besten Bedingungen 
dafür sind dort gegeben, wo die ge-
werkschaftliche Interessenvertretung 
als Einheit von Steigerung der Ar-
beitsproduktivität, planmäßiger Ver-
besserung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen und sozialistischer Über-
zeugung für jeden Werktätigen leben-
dig wird.

In den vergangenen Jahren wurde in 
der DDR viel über Systeme auf dem 
Gebiet der Leitung und Planung und 
auf allen möglichen anderen Gebieten 
geschrieben. Manche Leiter haben im 
Streben nach perfektionistischen Lö-
sungen durch möglichst großartige 
Systeme die Rolle der Arbeiterklasse 
etwas aus dem Blickfeld verloren. 
Aber aller Perfektionismus kann nicht 
die lebendige Initiative ersetzen. Die 
stellvertretende Vorsitzende des 
FDGB-Bundesvorstandes, Johanna 
Töpfer, die in das Zentralkomitee der 
SED gewählt wurde, setzte sich daher 
auf dem Parteitag mit denen ausein-
ander, die das Verfassungsprinzip 
„Arbeite mit, plane mit, regiere mit!" 
so entstellen, „als ob nur die physi-
sche Arbeitskraft'zähle, nicht aber das 
Wort und die Initiative des Arbeiters".



Bremst DGB?

ganz

Hier werden Desorientierung und In-
famie wirklich auf die Spitze getrie-
ben. Darauf muß mit aller Deutlich-
keit geantwortet werden:

Gewerkschafter fordern Protestmarsch gegen BetrVG-Entwurf 
Aber der Gewerkschaftsredakteur Stotz greift zur Demagogie

auf Bonn geboren wurde, diesmal nicht 
ein einziger kommunistischer Dele-
gierter befand. Es waren ausnahms-
los (!) sozialdemokratische und par-
teilose Gewerkschafter, die den Be-
schluß nach einer lebhaften Diskus-
sion einstimmig faßten.Eine andere Tendenz macht sich in den 

letzten Wochen in der Führungsspitze 
von DGB und Gewerkschaften ver-
stärkt bemerkbar: die „Kröte" reak-
tionärer Bestimmungen zu schlucken, 
um den sozialdemokratischen Mini-
stern, denen aufgrund ihrer an den 
Kapitalinteressen orientierten Politik 
der Wind der Unzufriedenheit immer 
schärfer aus der Arbeiterschaft ins Ge-
sicht bläst, nicht noch mehr Schwierig-
keiten zu bereiten.

Eugen Stotz empfiehlt den Mitgliedern 
der Gewerkschaft, sich einzeln oder 
in Gruppen mit Briefen und Entschlie-
ßungen an den Gesetzgeber zu wen-
den. Dies sei eine „Probe für die par-
lamentarische Demokratie, die Probe 
darauf, ob Wähler auch in den Zeiten 
zwischen den Wahlen was zu sagen 
haben und mit vernünftigen Argumen-
ten an politischen Entscheidungen teil-
haben können".

1. darf festgehalten werden, daß sich 
auf dem Landesbezirkstag der IG 
Druck und Papier in Nordrhein-West-
falen, wo die Idee eines Marsches

So erklärte Olaf Radke vom Vor-
stand der IG Metall kurz vor dem 
DGR-Satzungskongreß, man dürfe bei 
aller Kritik am BetrVG-Entwurf nicht 
die Verbesserungen übersehen. Wäh-
rend des DGB-Kongresses meinte der 
stellvertretende Vorsitzende des Ge- 
werkschaftsbundes, Gerd Muhr, im 
Gespräch mit einem NACHRICHTEN- 
Vertreter, man müsse nun aufhören, 
wegen 10 Prozent Unzulänglichkeiten 
90 Prozent Verbesserungen zu über-
sehen. Und Heinz Oskar Vetter er-
klärte auf der 7. Frauenkonferenz des 
DGB am 9. Juni, daß er — „bei aller 
Kritik" — in einem Teilbereich der 
Mitbestimmung, der Betriebsverfas-
sung, zur Zeit „hoffnungsvolle An-
sätze auf dem Wege zur Demokratie- 
sierung der Wirtschaft" erblicke.

Stotz spielt die Einzelaktivitäten ge-
gen die notwendigen Aktionen der 
im DGB zusammengefaßten Gewerk-
schaften aus. So wendet er sich denn 
auch gegen einen Marsch auf Bonn, 
wie ihn der letzte Landesbezirkstag 
der IG Druck und Papier Nordrhein- 
Westfalen in Hagen einstimmig vor-
geschlagen hat. Der Gewerkschaftsre-
dakteur schreibt dazu: „Wenn es nicht 
gelingt, die erforderliche Mehrheit 
(im Bundestag) mit Argumenten und 
in Gesprächen zu überzeugen, dann 
wird auch eine Demonstration nicht 
helfen. Sie wird eher schaden."

Unter der Überschrift „Probe auf's Exempel" hat der Chefredakteur des Zentral-
organs der IG Druck und Papier, Eugen Stotz, sich jüngst mit der Frage befaßt, 
wie es dem Wähler möglich sei, über den Wahltag hinaus Einfluß auf die 
Abgeordneten des Bonner Bundestages zu nehmen. Konkret geht es dabei um 
die Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes, um jenen Regierungsentwurf, 
der in seinem reaktionären Gehalt für die Gewerkschaften unannehmbar ist.

2. ist es ein höchst fragwürdiges und 
gewerkschaftspolitisch gefährliches 
Unterfangen, eine Auffassung des-
halb als „umstritten" zu erklären, weil 
sie auch von Kommunisten geteilt 
wird. Die Kommunisten sind bekannt-
lich für die qualifizierte Mitbestim-
mung; sie treten für höhere Löhne 
ein; sie sind für die Sicherung der 
Arbeitsplätze; sie fordern die Ab-
rüstung; sie waren und sind für ge-
werkschaftliche Ostkontakte usw. usf. 
Sind das alles deshalb „umstrittene“ 
Forderungen? Muß der Streit nicht 
vielmehr mit denen geführt werden, 
die aus reaktionärer Sicht dagegen 
auftreten?

Gegen diese Anregung wäre nichts 
einzuwenden, wenn sie nicht dazu 
diente, dem einzelnen die Verantwor-
tung aufzubürden und die Organisa-
tion im gleichen Atemzuge aus der 
Verantwortung zu entlassen. Stotz 
äußert allen Ernstes die Ansicht, daß 
in Bonn die „Meinungsbekundungen 
von Organisationen" jederzeit beisei-
tegeschoben werden könnten, Mei-
nungsäußerungen von Wählern jedoch 
Resonanz hätten.

„Die Probe aufs Exempel”

3. ist es total unverständlich, wie es 
sich ein Gewerkschaftsredakteur er-
lauben kann, die Meinungsbekundun-
gen von Organisationen derart ab-
fällig zu behandeln und so zu tun, als 
ob man in Bonn mehr Respekt vor 
der Meinung des einzelnen hätte. 
Mit diesem lächerlichen und tausend-
fach widerlegten „Argument" werden 
die Gewerkschaften gewissermaßen 
für überflüssig erklärt; denn wozu 
brauchte man eine Organisation, wenn 
der einzelne mehr erreichen kann? 
Dieser Teil des Stotz-Artikels ist 
objektiv gewerkschaftsfeindlich.

In den Gliederungen des DGB und 
seiner Gewerkschaften werden zu-
nehmende Protestaktionen gegen den 
reaktionären Regierungsentwurf für 
ein neues Betriebsverfassungsgesetz 
bis hin zu einem Sternmarsch nach 
Bonn und Warnstreiks gefordert. Das 
ist die eine, die vorherrschende Ten-
denz in den Gewerkschaften bei der 
Auseinandersetzung mit der SPD/FDP- 
Koalition über die BetrVG-Novelle. 
Diese Forderungen nach Kampfmaß-
nahmen entsprechen der Aufforderung 
des DGB-Bundesausschusses vom De-
zember 1970, den unzureichenden Be-
stimmungen des Regierungsentwurfs, 
die noch hinter geltendes Recht zu-
rückführen, den „erbitterten Wider-
stand" enlgegenzuselzen.

Das sind neue, bedenkliche Kompro-
mißtöne. Wenn nach den Plänen der 
Bundesregierung den Gewerkschaften 
ein eigenes Zugangsrecht zum und 
ein freies Betätigungsrecht im Betrieb 
untersagt bleiben, dem Betriebsrat das 
Recht auf politische Betätigung ver-
wehrt werden und er gleichzeitig zur 
Friedenspflicht gezwungen und unter 
Schweigepflicht gestellt werden soll — 
bei gleichzeitiger Ausweitung der 
Gruppenrechte und des Personenkrei-
ses, der nicht vom Betriebsrat vertre-
ten werden darf —, so sind das allein 
schon derart gravierende reaktionäre 
Bestimmungen, daß sie von den Ge-
werkschaften niemals hingenommen 
werden können. Das Gebot der Stun-
de und der Vernunft kann darum nur 
lauten, soviel Druck von unten zu 
erzeugen, daß die Bundesregierung 
gezwungen ist, Arbeiterinteressen den 
Monopolinteressen vorzuziehen. Sb.
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Um diesen seltsamen Gedankengang 
an den Mann zu bringen, holt Stotz 
den roten Buhmann aus der untersten 
Kiste des Antikommunismus. Der 
Vorschlag eines Sternmarsches auf 
Bonn, um den gewerkschaftlichen For-
derungen Nachdruck zu verschaffen, 
werde auch — man höre und erschrek- 
ke — von der DKP propagiert. Des-
halb, so schreibt Stotz, sei der Ge-
danke in den Gewerkschaften „heftig 
umstritten".

In der gleichen Woche, in der dieser 
Artikel erschien, hatte die IG Drude 
und Papier in Köln die Bundestags-
abgeordneten Hans Urbaniak (SPD), 
Thomas Ruf (CDU) und Hans Hein-
rich Schmidt (FDP) zu einem Forums-
gespräch über das Betriebsverfas-
sungsgesetz eingeladen. Einen Tag 
vor dem Gespräch ließen die Abge-
ordneten wissen, daß sie an diesem 
16. Juni im Parlament präsent sein 
müßten und nicht nach Köln kommen 
könnten. Nimmt man ihnen die Ent-
schuldigung ab, so bleibt es doch 
völlig unentsdwldbar, daß die drei 
Abgeordneten es nicht für nötig er-
achteten, Ersatzleute aus dem Kreis 
ihrer wissenschaftlichen Mitarbeiter 
oder Parteivertreter zu entsenden. 
Wahrlich — das war so eine Probe 
auf's Exempel. Die Mitglieder der IG
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Zahlen soll der kleine Mann...
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Was massive gewerkschaftliche Ak-
tion vermag — daran darf und muß 
heute erinnert werden —, wurde einst 
in Schleswig-Holstein beim Streik um 
die Lohnfortzahlung im Krankheits-
fälle bewiesen. Hätten die Metallar-
beiter damals nicht den Kampf ge-
wagt, gäbe es die nachgezogene ge-
setzliche Regelung wohl heute noch 
nicht. Der Streik brachte schließlich 
auch das Parlament auf Trab. Briefe 
und Entschließungen a la Stotz hätten 
das wohl kaum zuwege gebracht.

Eine Steuerreform im Interesse des Großkapitals
Durchsichtige Vertuschungsmanöver der Bundesregierung

Die Forderung nach einer stärkeren 
Belastung der Großverdiener ist dann 
nur noch platonisch. So soll der Spit-
zensteuersatz bei einem zu versteu-
ernden Jahreseinkommen von 260 000 
DM lediglich 60 Prozent betragen.

Die geplanten neuen Steuergesetze 
sollen dazu dienen, die breiten Mas-
sen steuerlich zu belasten und zu-
gleich die Illusion zu erzeugen, als

Der Anteil der direkten und indirek-
ten Steuern an der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme stieg von 35,7 Prozent 
im Jahre 1950 auf 48,1 Prozent in 
1970. Die Bundesregierung denkt über-
haupt nicht daran, diesen Trend um-
zukehren und das Großkapital stär-
ker zu belasten. So soll der Spitzen-
steuersatz für Großverdiener um lä-
cherliche 3 Prozent auf 56 Prozent 
steigen. Schon daraus ist zu entneh-
men, daß der Anteil der steuerlichen 
Belastung der werktätigen Bevölke-
rung an der gesamten Steuerlast nicht 
sinken, sondern weiter steigen wird. 
Um den Arbeitern und Angestellten 
Sand in die Augen zu streuen, sollen 
die Unternehmer eine „Zwangsabgabe 
■’im Zwecke einer Vermögensbildung 
leisten, die nach ersten Verlautbarun-
gen nicht mehr als 4 Milliarden DM, 
also weniger als 1,5 Prozent der Brut-
tolohnsumme betragen würde. Aber 
selbst das „Handelsblatt" ist dadurch 
keineswegs beunruhigt, da das Mo-
dell dieser Steuer „noch zweifelhaft" 
ist.

Es wundert nicht, daß die Bundesre-
gierung diese Vorschläge des DGB 
mit der linken Hand vom Tisch fegen 
konnte. Heinz Schäfer
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In ihrer Regierungserklärung vom 28. 10. 1969 hatte die Bundesregierung 
großspurig eine große Steuerreform versprochen, die eine größere soziale 
Gerechtigkeit bringen sollte als das bisherige Steuersystem. Zugleich sollte es 
einfacher und überschaubarer werden. Wenn man jetzt die „Eckwerte und 
Grundsätze" der Bundesregierung, die diese am 11. 6. 1971 verabschiedet hat, 
des verschleiernden Beiwerks entkleidet und untersucht, was für die Arbeiter 
und Angestellten unter dem Strich herauskommt, so sieht man rote Zahlen.

Dabei darf nicht übersehen werden, 
daß in den letzten Jahren die Lohn-
steuereinkommen weitaus schneller 
stiegen als die Gewinnsteuern. Die 
Lohnsteuer stieg 1968 gegenüber dem 
Vorjahr um 14,3 Prozent, 1969 um 
23,2 Prozent und 1970 sogar um 35,7 
Prozent. Der Steigerungssatz im 1. 
Vierteljahr 1971 bewegt sich mit 32,7 
Prozent fast auf dem Vorjahrsniveau. 
Tm Gegensatz zur Entwicklung der 
Lohnsteuern sank im Vorjahr die Ein-
kommenssteuer um 5,8 Prozent, die 
Körperschaftssteuer um 20 Prozent und 
die Gewerbesteuer um 27,2 Prozent.

ob das Gegenteil beabsichtigt sei. 
So zeigt sich, daß diese Bundesregie-
rung der SPD/FDP-Koalition wie ihre 
Vorgängerinnen Instrument zur Pro-
fit- und Machtsicherung des Großkapi-
tals ist.

Druck und Papier in Köln zogen dar-
aus die Schlußfolgerung, daß es of-
fenkundig mit Worten, Briefen und 
papierenen Entschließungen nicht ge-
tan ist, um den gewerkschaftlichen 
Forderungen Nachdruck zu verschaf-
fen. Die Mitgliederversammlung rief 
zu Aufklärungsaktionen in den Be-
trieben auf, verbunden mit kurzen 
Arbeitsniederlegungen. Gleichzeitig 
erging der Appell an die Arbeiter und 
Angestellten, den Marsch auf Bonn 
vorzubereiten. Wie populär der Ge-
danke inzwischen geworden ist, wurde 
auch auf einer Landesbezirksjugend-
konferenz des DGB in Baden-Würt-
temberg deutlich, wo ebenfalls die 
Forderung nach einem Sternmarsch 
erhoben wurde.

Der DGB-Bundesvorstand hat am 18. 
Mai 1971 Vorschläge zur Steuerreform 
unterbreitet und sie der Bundesregie-
rung übermittelt „mit der Bitte um 
Berücksichtigung bei den Kabinetts-
beratungen". Im Detail gibt es an eini-
gen Punkten Verbesserungen gegen-
über dem Regierungsvorschlag, obwohl 
diese Vorschläge kein Alternativpro-
gramm darstellen und in ihnen die 
Interessen der arbeitenden Menschen 
völlig ungenügend vertreten werden. 
Das nimmt nicht wunder, wenn da-
bei, wie der „Metall-Dienst" (Juni 
1971) berichtet, davon ausgegangen 
wird, daß das Steuersystem die Fi-
nanzmasse zur Finanzierung der „in-
neren Reformen" bringen müsse. „Die-
ser Grundsatz gestattet keine wesent-
liche Entlastung der Masse der Ar-
beitnehmer."

Durch die Erhöhung des Mehrwert-
steuersatzes von 11 auf 12 Prozent 
würde nicht nur die Inflation weiter 
angeheizt werden; durch diese unge-
rechteste aller Steuern, die vor allem 
die Rentner und Fürsorgeempfänger 
besonders hart trifft, werden 1974 
weitaus mehr als 4 Milliarden DM 
den arbeitenden Menschen aus der 
Tasche gezogen.

Wer den Unternehmern nichts neh-
men will, der kann den Arbeitern 
nichts geben, das ist eine alte Weis-
heit. Wenn aber die Arbeiter steuer-
lich entlastet werden sollen, dann 
geht es nicht an, die Unternehmer 
lediglich mit einem Spitzensatz von 
60 Prozent zu belasten, dann sind 
schon mindestens 80 Prozent notwen-
dig.

von 19 auf 20 Prozent erhöht. Wenn 
durch die höheren Freibeträge die 
Steuerprogression erst bei einem hö-
heren Einkommen als bisher einsetzt, 
so darf nicht vergessen werden, daß 
allein durch den Ausgleich der infla-
tionistischen Preissteigerungsraten die 
Löhne erheblich steigen müssen, um 
nur das Reallohnniveau von 1971 zu 
halten. Das bedeutet, daß in Wirk-
lichkeit die effektive steuerliche Be-
lastung der breiten Massen sich er-
heblich erhöhen wird.

Dies gilt heute auch für das Betriebs-
verfassungsgesetz wie für andere so-
ziale und politische Fragen. Dafür 
gilt es immer wieder eine Probe auf's 
Exempel zu wagen.

Peter Baumöller

Nun ist es unzweifelhaft, daß die In-
frastruktur und das Bildungswesen 
Geld kosten, viel Geld sogar. Wenn 
der Staat neben den Steuern keine 
neuen Einnahmequellen erschließt, wie 
z. B. durch die Überführung von 
Schlüsselindustrien und marktbeherr-
schenden Großunternehmen in Ge-
meineigentum, muß er die Steuern er-
höhen. Wer aber soll die höheren 
Steuerlasten aufbringen? Die Arbeiter 
oder die Unternehmer?

Der „Arbeitnehmer"-Freibetrag soll 
zwar von 240 DM auf 480 DM ver-
doppelt und der Grund freibetrag von 
1680 auf 2040 DM erhöht werden, 
jedoch wird der Eingangssteuersatz

Es fällt auch auf, daß der DGB-Bun-
desvorstand nicht eine Anhebung der 
Kilometerpauschale auf 50 Pfennig 
pro Kilometer fordert. Man findet die 
wachsweiche Formulierung: „Es muß 
ein tragbarer Kompromiß zwischen 
verkehrspolitischen Gesichtspunkten 
und den Erfordernissen der Steuerge-
rechtigkeit gefunden werden. Keines-
wegs darf es zu einer einseitigen Be-
lastung der Pkw-fahrenden Arbeit-
nehmer einerseits kommen, während 
andererseits auch private Fahrten mit 
Geschäftswagen steuerlich abgesetzt 
werden können."



Kapitalexport und Arbeitsmarkt
Notwendigkeit
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„Investitionslust“ der Monopole drängt ins Ausland 
Gefährdung der Arbeitsplätze durch Profitstreben

1961 = 5,3
1962 = 3,1
1963 = 2,6
1964 = 5,1
1965 = 2,9

Bisher hat der westdeutsche Kapital-
export noch nicht solche verheeren-
den Auswirkungen auf die inländi-
sche Beschäftigungslage wie der ame-
rikanische. Aber man sollte keine Il-
lusionen haben angesichts der Tat-
sache, daß bereits seit geraumer Zeit

Für die Arbeiterklasse besteht damit 
keinerlei Anlaß, etwas auf das Gere-
de zu geben, sie dürfte durch ihre 
Lohnforderungen nicht die Konkur-
renzfähigkeit der westdeutschen In-
dustrie gefährden. Die Monopole ha-
ben die Mittel, um durch Rationali-
sierungsinvestitionen für eine höhere 
Effektivität der Produktion zu sorgen. 
Dies läge im Interesse der Werk-
tätigen.

Schweden: Tarifeinigung 
nach Streikdrohung

Seit Mitte der sechziger Jahre sucht 
das westdeutsche Monopolkapital zu-
nehmend Anlage außerhalb der Bun-
desrepublik. Nach Angaben der Bun-
desbank entwickelten sich die jährli-
chen Kapitalanlagen des bundesrepu-
blikanischen Monopolkapitals im Aus-
land wie folgt (in Mrd. DM):

Schon jetzt bestreiten die Auslands- 
Tochtergesellschaften der zwölf größ-
ten Konzerne der Bundesrepublik etwa 
einen Anteil von 30 Prozent am ge-
samten Auslandsumsatz dieser Mono-
pole. Natürlich ist der hauptsächliche 
Grund für diese Produktionsverlage-
rungen ins Ausland das dort herr-
schende niedrigere Lohnniveau. Nicht 
nur amerikanisches, sondern auch 
BRD-Kapital fühlt sich selbstverständ-
lich zu Plätzen hingezogen, wo Löhne 
zu zahlen sind, die ein Drittel, zum 
Teil sogar nur ein Sechstel derjenigen 
betragen, die in den Mutterländern 
der Monopole gezahlt werden.

die angebliche Notvzendigkeit einer 
„Entspannung des Arbeitsmarktes" in 
der Bundesrepublik genauso heftig 
propagiert wird wie die angebliche 

des Kapitalexports.

Die Teilnehmer der letzten „konzertierten Aktion" von Anfang Juni erklärten, 
sie wollten „in voller Eigenverantwortung auf Unternehmer und Gewerkschaf-
ten einwirken" mit dem Ziel, daß alle Beteiligten sich an den „Notwendigkeiten 
einer Phase der gesamtwirtschaftlichen Konsolidierung" orientieren. „Konsoli-
diert" werden sollen aber offensichtlich die Profitsteigerungen der Monopole. 
Otto A. Friedrich, Präsident der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände, 
erklärte hierzu, daß bei weiteren Lohnsteigerungen die „Investitionslust" der 
Unternehmer sinken werde.

Allerdings ist die Behauptung von 
der sinkenden Investitionslust nicht 
wörtlich zu nehmen. Kapital drängt 
nun einmal nach Anlage, es soll Pro-
fit bringen — andernfalls verliert es 
seinen Zweck. Aber Kapital will höch-
ste Profite erzielen. Aus diesem Grund 
sucht es den Anlageplatz, an dem es 
diese realisieren kann.

Eine staatliche Politik, die davon aus-
ginge, müßte nicht nur jede Förde-
rung des Kapitalexports unverzüglich 
einstellen, sondern im Gegenteil, ihn 
in dem Maße erschweren, wie die 
Monopole, die Interessen der arbei-
tenden Menschen mißachtend, die Be-
schäftigungslage und die lohnpoliti-
sche Auseinandersetzung durch ver-
stärkte Kapitalanlage im Ausland zu 
„entspannen" suchen. Ohne gewerk-
schaftlichen Kampf -wird es allerdings 
kaum möglich sein, die Brandt-Regie-
rung zur Verwirklichung ihres eige-
nen Versprechens im Regierungspro-
gramm, nämlich die Warenströme auf 
den Binnenmarkt lenken zu wollen, 
zu zwingen. Dr. Tu.

Wohlgemerkt, Friedrich behauptet 
nicht, daß etwa die gegenwärtigen 
Profite der Konzerne nicht ausreichen 
würden, um die zur Sicherung des 
Wirtschaftswachstums notwendigen In-
vestitionen durchzuführen. Tatsächlich 
sind die Nettogewinne 1970 gegen-
über 1969 um 10,6 Prozent gestiegen, 
und Rudolf Henschel, Leiter der Ab-
teilung Wirtschaftspolitik beim DGB, 
wies zu Recht darauf hin, daß die 
Steigerung je Unternehmer sogar 
durchschnittlich 12,6 Prozent betragen 
habe. Aber selbst solche Sätze genü-
gen, um Monopolherren, die in der 
jüngsten Vergangenheit jährliche Pro-
fitsteigerungen von teilweise — ins-
besondere 1968 und 1969 — über 20 
Prozent verbuchen konnten, die „Lust" 
an Investitionen zu nehmen.

Nachdem sich die Lohnverhandlungen 
für 800 000 Arbeiter und Angestellte 
in der Privatindustrie Schwedens acht 
Monate lang hingeschleppt hatten und 
die Vorbereitungen für einen Streik 
konkrete Formen annahmen, kam Ende 
Juni durch Einschaltung der staatlichen 
Schlichtungskommission eine Überein-
kunft zwischen Gewerkschaftsbund und 
Unternehmerverband zustande. Rück-
wirkend ab 1. Januar soll die Lohn- 
und Gehaltssumme für die drei Jahre 
1971 bis 1973 um 27,9 Prozent steigen. 
Gleichzeitig kündigte die Regierung 
auf Druck der Unternehmer die weit-
gehende Aufhebung des Preisstopps 
an, damit die Lohnsteigerungen über 
Preiserhöhungen wieder absorbiert 
werden können.

Vergleicht man die erste Hälfte der 
sechziger Jahre mit der zweiten, 
ist unverkennbar, daß der westdeut-
sche Kapitalexport in eindeutig neue 
Dimensionen aufgestiegen ist. Gerade 
in der Zeit der angeblich überhöhten 
Lohnsteigerungen hat er sich beträcht-
lich erhöht, womit klar erwiesen ist, 
daß es den Monopolen keineswegs an 
Investitionsmitteln mangelt, daß aber 
ihre „Investitionslust" im Ausland 
offensichtlich stärker steigt als die 
Neigung, im Inland Kapital anzule-
gen. Jüngste Meldungen über Kapital-
export-Vorhaben unterstreichen diese 
Tendenz mit Nachdruck.
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Der DGB hat 
Zunahme der 
50 000 vorausgesagt, eine Zahl, die 
durchaus zu gering angesetzt sein 
kann, angesichts der Tatsache, daß 
bisher bereits ein Anstieg der Ar-
beitslosenzahl gegenüber dem Vor-
jahr um 40 000 zu verzeichnen war. 
Auch in der gegenwärtigen Größen-
ordnung hat der Kapitalexport hier 

seine Auswirkung, denn er 
bedeutet ja nicht nur, daß weniger 
neue Arbeitsplätze geschaffen, son-
dern auch, daß die vorhandenen nicht 
in dem möglichen Maße modernisiert 
werden.

Aber dies ist nur der eine Aspekt 
der Angelegenheit. Denn verstärkte 
Kapitalanlage im Ausland hat ja Rück-
wirkungen auf die Lohn- und Be-
schäftigungslage im Inland. Muster-
beispiel für diesen Zusammenhang 
sind die USA: Seit Jahren verzeich-
nen sie den höchsten Kapitalexport 
und zugleich die höchste Arbeitslosig-
keit. Man kann sich vorstellen, welche 
Rolle der Neid der westdeutschen Mo-
nopole auf die US-amerikanischen in 
dieser Hinsicht spielt, wenn sie seit 
einiger Zeit ganz offen die größten 
Anstrengungen machen, auch ihren 
Kapitalexport amerikanischen Größen-
ordnungen anzupassen.

1966 = 4,2
1967 = 11,2
1968 = 16,3
1969 = 27,5
1970 = 10,4

So will die Elektroindustrie ihre Di-
rektinvestitionen im Ausland derartig 
verstärken, daß die ausländischen 
Tochtergesellschaften künftig ebenso-
viel erzeugen wie die inländischen 
Muttergesellschaften exportieren. Die-
se Relation liegt bisher bei 35 bis 40 
Prozent des Umsatzes. Bei der chemi-
schen Industrie sieht es ähnlich aus. 
Sie hatte bisher ohnehin schon fast 
die Hälfte der privaten 
investitionen der Industrie bestritten, 
aber jetzt strebt sie neue Proportio-
nen an. Der Investitionsplan der 
Bayer AG sieht z. B. vor, in den 
nächsten fünf Jahren allein für den 
Erwerb von Beteiligungen im Aus-
land 2,1 Mrd. DM bereitzustellen.

für dieses Jahr eine
Arbeitslosigkeit um



Europatümelei IBFG-Wirtschaftskonferenz

der werktätigen Bevölkerung in den

Schritts oder mit Überwindung von 
Nationalismus zu tun. Die Millionen

Themas 
zum j  —

Unternehmerargumente von Gewerkschaftsvertretern
Profitstreben und Militarisierung ausgeklammert

Wenn im Zusammenhang mit der Lu-
xemburger Einigung eie Politiker in 
den EWG-Ländem und die bürgerli-
che Presse von einem -Ereignis von 
historischer Bedeutung' sprachen, das 
die Völker der beteiligten Länder wie-
der einen Schritt näher zu „Europa" 
bringen werde, so werden damit le-
diglich die wahren Sachverhalte ver-
schleiert. Der britische Unterhändler 
Rippon meinte sogar, alle europäischen 
Völker könnten mit der Erweiterung 
der EWG auf größere Stabilität, grö-
ßeren Fortschritt und mehr Wohlstand 
rechnen.

Nun sind es aber gerade die briti-
schen Gewerkschaften, die in jüngster 
Zeit eine zunehmend kritische Hal-
tung zum EWG-Klub eingenommen 
haben. Sie erwarten nämlich aus gu-
ten Gründen als Folgen des britischen 
EWG-Beitritts einen sprunghaften An-
stieg des gesamten Preisniveaus in 
Großbritannien, womit die Erfolge des 
Kampfes der britischen Gewerkschaf-

hat der 
westeuropäischen 

Weichen auf Zu-

In der Diskussion stieß das Unter-
nehmerargument, daß überhöhte Löh-
ne eine wesentliche Ursache für Preis-
steigerungen wären, auf Kritik. Auch 
die DGB-Vertreter Heinz Kluncker, 
OTV-Vorsitzender, und Werner Gla- 
stetter vom WWI, widersprachen dem 
Märchen von der Lohn-Preis-Spirale 
und wandten sich gegen die Empfeh-
lung, die Lohnentwicklung an die Pro-
duktivitätssteigerung zu koppeln.

Mit dem Luxemburger Grundsatzbe-
schluß der EWG vom 23. Juni 1971, 
England als 7. Land in die Wirtschafts-
gemeinschaft auizunehmen, 
Exklusivklub

Der „Internationale Bund Freier Gewerkschaften" (IBFG) hatte für den 24. bis 
26. Juni 1971 nach Genf zu einer „Wellwirtschaflskonferenz" eingeladen. Die 
anwesenden Vertreter aus 44 Ländern und Abgesandten von internationalen 
Organisationen, wie dem Internationalen Arbeitsamt und der Sozialistischen 
Internationale, beschäftigten sich mit den Themen: „Inflation und Arbeitsmarkt", 
„Multinationale Gesellschaften" und „Gewerkschaftliche Ziele in der zweiten 
Entwicklungsdekade der UNO". Diese Konferenz entsprach in wesentlichen 
Punkten weder den Interessen der Arbeiterklasse in den hochentwickelten 
kapitalistischen Industriestaaten noch 
Entwicklungsländern.

seinen Widersprüchen und Ge-
brechen zu heilen, was allerdings an-

Die kritiklose, schwärmerische Euro-
patümelei, die häufig auch von DGB- 
Funktionären mitgemacht wird, hat 
nicht die geringste Berechtigung. Das 
EWG-.Europa" hat nichts mit <’ 
Schaffung eines größeren Staatenbun-
des für Sicherung und Stärkung des

So war die Genfer Tagung bestenfalls 
eine Wirtschaftskonferenz der kapita-
listischen Welt, auf der sich die Füh-
rer ' 
ten

Natürlich führte er auch noch einige 
andere Gründe an, wie z. B. die Preis-
politik der Monopole und supranatio-
nalen Gesellschaft; aber das sagt auch 
die kapitalistische „Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung" (OECD), deren Thesen 
auch Odhner für den IBFG als im we-
sentlichen richtig hinstellte.

Immerhin mußte unter dem Eindruck 
dieser Kritik die angenommene Er-
klärung zu dem Tagesordnungspunkt 
„Inflation und Arbeitsmarkt" verän-
dert werden. In dem Dokument heißt 
es jetzt, daß überhöhte Nachfrage und 
Lohnsteigerungen nicht zu den Ursa-
chen der Preisentwicklung gehören. 
Profitstreben der großen Konzerne 
als die eigentliche Ursache für Preis-
steigerungen und wachsende Arbeits-
losigkeit blieb unerwähnt. Ebenfalls 
ignoriert wurde der negative Einfluß 
der wahnwitzigen Rüstung, die immer 
größere Teile des Volkseinkommens 
verschlingt, auf den ständigen Infla-
tionstrend in der kapitalistischen Welt. 
Während der ganzen Konferenz sind 
die Worte Rüstung und Militarisie-
rung mit keiner einzigen Silbe auch 
nur erwähnt worden.

Der Weltgewerkschaftsbund (WGB), 
dem 140 Millionen Mitglieder ange-
hören — gegenüber 57 Millionen im 
IBFG — war auf der Konferenz über-
haupt nicht vertreten. Ferner bemüh-
ten sich die Redner, ein Bild von der 
Weltwirtschaft zu malen, worin der 
größte Teil der Welt, nämlich die 
sozialistischen Staaten und die Ent-
wicklungsländer, die einen nichtkapi- 

ten von mehreren Jahren mit einem talistischen Weg eingeschlagen haben, 
a «/4» überhaupt nicht existieren. Offensicht-

lich hatte sich eine Regie hinter den 
Kulissen darauf geeinigt, den real exi-
stierenden Sozialismus, der heute auch 

gezielte immer stärker die Entwicklung

über <110 woltoran Themen der Kon- 
loroirz und dos Rofcrnt Otto Brenners 
werden NACHRICHTEN in der näch- 
slon Ausgabe berichten.

W. Petschick
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des
Großkapitals die 
wachs gestellt: Zuwachs an Mitglie-
dern (Irland, Norwegen und Däne-
mark werden evtl, folgen), aber vor 
allem auch Zuwachs an Monopolen, 
Absatzmärkten und politischer Macht 
des europäischen Industrie- und Bank-
kapitals.

sind nach der Meinung Odhners die 
„überhöhte Nachfrage" und die „stei-
genden Kosten" ausschlaggebend. Da-
für seien wiederum die Ursachen „eine 
verantwortungslose opportunistische 
Wirtschaftspolitik der Regierungen 
und von den Gewerkschaften erpreß-
te überhöhte Lohnsteigerungen".

Schlag zunichte gemacht würden. Auch 
in der Bundesrepublik hat die Zuge-
hörigkeit zur EWG durch Einführung 
von Marktordnungen, Zollabschöpfun-
gen, der Mehrwertsteuer, gezielte immer stärker die Entwicklung der
Vernichtung billiger Agrarprodukte, Weltwirtschaft beeinflußt und mehr
eines Systems von Mindestpreisen als ein Drittel der Weltindustriepro-
usw. immer wieder zu zusätzlichen duktion auf sich vereinigt, einfach zu
Steigerungen der Lebenshaltung für ignorieren,
die Bevölkerung geführt.

ticrung auf eine Stabillsie- 
Profitwirtschaft kam insbe- 

___________________ ersten 
aas „Inflation und Arbeitsmarkt" 
Ausdruck. Das einführende Rofc- 

rat von Clas-Erik Odhner, Leiter der 
Forschungsarbeiten der sdiwedisdren 
Gewerkschaften, hätte ebenso auf 
einer Unternehmertagung gehalten 
werden können und hätte in wes™‘ 
lidien Passagen selbst auf dem Wlrt- 
crb-.ftstaa der CDU Anklang gofun- dtn AU ur/adren für die Inflation

der antikommunistisch eingestell- 
__  Gewerkschaften bemühten, das 

der spätkapitalistische Herrschaftssystem
von

Friedens und gesellschaftlichen Fort- geskhts der objektiven Entwicklungs-
schritts oder mit Überwindung von ozesse mißlang. 
Nationalismus zu tun. Die Millionen
Menschen im EWG-Bereich sind nach .
wie vor nichts weiter als die unver- Die Jien 
zichtbaren Arbeitskräfte, die das west- ™ de^bei der Behandlung des 
euroDäische Monopolkapital bei der s .
Jagd nach Maximalprofiten auf im-
mer größeren Märkten als Produzen-
ten und Verbraucher benötigt. Für 
Europaromantik ist da kein Platz. Im 
Gegenteil: In den Beitrittsverhandlun-
gen ging es um nackte Markt- und 
Finanzinteressen — um Ex- und Im-
portrechte, um Beitragsleistungen, Fi-
schereirechte und den Absatz von But-
ter und Käse. G- S.
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In Referaten, Diskussionen und den 
angenommenen Empfehlungen kam 
mehr oder weniger stark die Tendenz 
zum Ausdruck, das bestehende staats-
monopolistische Herrschaftssystem ef-
fektiver zu machen und von den be-
stehenden Auswüchsen zu heilen bzw. 
den Völkern der dritten Welt eine 
prokapitalistische Entwicklung zu 
empfehlen. Es war an sich schon eine 
Anmaßung, von einer „Weltwirt-
schaftskonferenz" zu sprechen.



Noch < Anti-DGB-Attacke
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Er lobt
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Wilfried Scharnagl: Das Groschenimperium. Gewerkschaften als 
Unternehmer, München 1970, Ehrenwirth-Verlag, 319 S.

Es ist jedenfalls eine Tatsache, daß 
Integrationsbereitschaft und Dämpfung 
gewerkschaftlicher Forderungen und 
Kämpfe durch bestimmte Gewerk-
schaftsführer in keiner Weise die An-
griffe der extremen Reaktion auf den 
DGB verhindern. Im Gegenteil. Diese 
Kräfte erhöhen noch ihren Druck und 
die Absichten zur Schwächung der 
Gewerkschaften. Bücher wie die von 
Scharnagl müssen für die Gewerk-
schaften eine Warnung sein. Zuge-
ständnisse an das System und Still-
halten fördern immer die Reaktion 
und erhöhen die Gefahren für die 
Arbeiterklasse. S. O.

„Hesselbach weiß“, so schreibt Schar-
nagl, „... daß mit überholten klas-
senkämpferischen Rezepten weder den 
Anforderung einer modernen Wirt-
schaft Rechnung getragen noch ,einer 
übergeordneten Gesamtheit' damit, 
wie immer propagiert, gedient werden 
kann.“ (S. 78) Er legt Hesselbach ein-
deutig auf die „in der Bundesrepublik 
bestehende Wirtschaftsordnung“ (S. 
89) fest. Und es kann nicht wundern, 
wenn Scharnagl sofort den antige-
werkschaftlichen und antidemokrati- 
rchen Schluß zieht: „Hesselbachs Ein-
stellung zur Marktwirtschaft bedeutet 
zudem, wenn auch nicht expressis ver- 
bis, die eindeutige Absage an tradi-
tionelle sozialistische Wirtschaftsvor-
stellungen“. (S. 89) Alles andere, was 
dann von Hesselbach oder ähnlicher 
integrationistischer Seite in den Ge-
werkschaften an gelegentlicher Kri-
tik an den monopolkapitalistischen 
Praktiken geäußert wird, wischt Schar-
nagl als „Pflichtübung an die Adres-
se strammer Gewerkschaf ts-ldeolo- 
ren“ vom Tisch (S. 89).

Scharnagls „Groschenimperium“ setzt 
die Reihe der Bücher, Broschüren und 
Artikel fort, die seit Jahren die „ge-
meinwirtschaftlichen Unternehmun-
gen“ der DGB-Gewerkschaften attak- 
kieren. Weder die Substanz seiner 
Behauptungen und Darstellungen, 
noch der allgemeine Tenor seines 
Pamphlets sind neu. Die Wirksamkeit 
des Buches liegt im Zeitpunkt seines 
Erscheinens.

daß die kapitalistische die beste aller 
Welten ist und diese Initiative eine 
kapitalistische Initiative sei. Unter 
diesem Blickwinkel betrachtet er so-
wohl die finanzielle Ausgangsbasis 
der Gewerkschaftsunternehmen („Fra-
gen nach der Startsumme“, S. 20123), 
als auch deren Leitung („Gewerk-
schaftsunternehmen mit modernem 
Management“, S. 105/106 sowie de-
ren Geschäftsgebaren („Die Frage 
nach dem Lohn“).

„Das engagierte kollektive Denken“ 
(S. 272), jeder Ansatz von Kollektiv-
eigentum im Bewußtsein der Gewerk-
schaftsmitglieder und der Arbeiter-
klasse wird von Scharnagl offenbar 
gefürchtet. Nicht zuletzt deshalb sei-
ne immer wiederkehrende Abwertung 
aller solidarischen Traditionen, aus 
denen heraus auch die gewerkschaft-
lichen Unternehmungen entstanden. 
Denn natürlich, wenn das Selbstver-
ständnis dieser Betriebe und Einrich-
tungen bei kapitalistisch betriebenen 
und von verbürgerlichten Gewerk-
schaftsmanagern geleiteten Unterneh-
men enden würde, wären Ziel und 
Zweck im Sinne der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung verfehlt.

Scharnagl meint daraus schließen zu 
dürfen, daß die Gewerkschaftsbetriebe 
sich genauso verhallen, „wie dies die 
geschmähte kapitalistische Konkur-
renz nicht anders tut.“ (S. 101) Und 
damit kommt er zu seinem Kredo: 
„Wäre nämlich die Wirtschaftsord-
nung der Bundesrepublik wirklich für 
die Arbeitnehmerschaft unerträglich 
und unzumutbar, so könnten es ja 
die Gewerkschaften nicht verantwor-

ten, an den Verfahrensweisen dieses 
Systems munter und ohne sonderli-
che Hemmungen einfach teilzuhaben.“ 
Der von Scharnagl geschaffene Betrach-
tungsrahmen wird nun von Kapitel 
zu Kapitel fortgeiührt. Besonders die 
Behauptung, die Gewerkschaftsmit-
glieder würden unsicher angesichts 
der Problematik, daß Gewerkschafts-
funktionäre „Diener zweier Herren, 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber in ei-
nem“ (S. 111) seien, wird von ihm 
hochgespielt. Auigebauschl wird die 
Macht und der Einfluß der gemein-
wirtschaftlichen Unternehmen, ob er 
die Konsumgenossenschaften (Kapitel 
6), die Wohnungsbaugenossenschaft 
„Neue Heimat“ und die Bauhütten 
(Kapitel 8), die Gewerkschaftspubli-
kationen (Kapitel 9 und 10) oder die 
sogenannte Vermögensbildung be-
handelt. Mit Vokabeln wie „Macht-
block“ (S. 184), „Die übersehene Kon-
zentration“ (S. 235) versucht Schar-
nagl den Einfluß der Gewerkschaften 
in der Wirtschaft und der Meinungs-
bildung überbewertet darzustellen.

Nicht unmaßgebliche Gewerkschafts-
vertreter kommen mit ihren Auffas-
sungen Scharnagls Argumentation 
entgegen. So wird vor allem Walter 
Hesselbach, Vorstandsvorsitzender 
der Bank für Gemeinwirtschaft (BIG), 
für Scharnagl zum Kronzeugen gegen 
das demokratische Gemeineigentum 
und für die Funktionstüchtigkeit der 
kapitalistischen Marktwirtschaft. 
Scharnagl baut geschickt Hesselbach 
als „Chefideologen“ der Gemeinwir'.- 
schaft (S. 11) und als „Gemeinwirt-
schaf tsdefinierer“ (S.81) auf.

Jedoch handelt es sich bei Scharnagl 
eine noch weitere Zielstellung. 

Das demokratische Gemeineigentum 
soll nicht nur als unvereinbar mit 
der „freiheitlichen Ordnung“, nicht 
nur im Gegensatz zum Willen der

Diese das ganze Buch durchziehende 
bewußte Überhöhung ermöglicht ihm 
im Schlußkapitel (12. „Zu beiden Sei-
ten des Zauns“, S. 286/304) massiv 
gegen die Ausdehnung der paritäti-
schen Mitbestimmung vorzugehen.

die Initiative, mit der die 
Gewerkschaften an den Aufbau ihrer 
Einrichtungen gegangen sind. Die 
wirtschaftlichen Erfolge, die die Fak-
ten ohnehin ausweisen, werden her-
vorgehoben. Aber Scharnagl benutzt 
diese Initiative und die wirtschaftli-
chen Erfolge der gemeinwirtschaftli-
chen Unternehmen, um zu „beweisen“,
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nur als 
„freiheitlichen 
im Gegensatz

„Mehrheit der Bevölkerung“, sondern 
auch im angeblichen Gegensatz zur 
„Mehrheit der Arbeitnehmer", ja so-
gar der „Mehrheit der organisierten 
Arbeitnehmer“ hingestelll werden. 
Scharnagls „Groschenimperium" ist 
kein Sachbuch. Auf diesem Gebiet ist 
in der Bundesrepublik schon Besseres 
und Informativeres erschienen. Den-
noch ist es für den an der Gewerk-
schaftsbewegung interessierten Leser 
nicht ohne Bedeutung. Die von Schar-
nagl (Redakteur des „Bayernkurier“) 
vorgenommene journalistische Aufbe-
reitung der Fakten sagt zwar weniger 
aus übey die „Gewerkschaften als 
Unternehmer", dafür um so mehr über 
ihn und die hinter ihm stehenden 
Kräfte. Die ideologische Absicht Schar-
nagls wird deutlich, wenn man we-
niger die Fakten, deren er sich be-
dient, als die Art betrachtet, wie 
Scharnagl diese Fakten behandelt.

Ein Buch über die Unternehmen der 
DGB-Gewerkschaften, das nach dem 
8. DGB-Kongreß geschrieben wurde 
und wenige Monate vor dem außer-
ordentlichen DGB-Köngreß Mai 1971 
erschien, hat eine spezifische poli-
tisch-ideologische Zielrichtung, zumal 
der außerordentliche Gewerkschafts-
kongreß eine Satzungsreform debat-
tierte. Die sozialdemokratische Füh-
rung und damit auch die DGB-Spitze 
sollen gedrängt werden, den demo-
kratischen und anlimonopolistischen 
Bestrebungen in den eigenen Reihen 
immer wieder kategorisch enlgegen- 
zutreten. Leider haben auch maßgeb-
liche Gewerkschaftsführer diesem 
Druck nachgegeben.
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NACHRICHTEN
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK

„EWG — Monopole — 
gewerkschaftliche Gegenmacht“

25. bis 28. November
Parteitag der Deutschen Kommu-
nistischen Partei in Düsseldorf.

Verflechtung des Finanzkapitals und 
der Industriekonzerne grundlegende 
Aufgaben erwachsen.

So wurde schon in der Sozialenquete 
die Einbeziehung der Hausfrauen in 
die gesetzliche Unfallversicherung an-
geregt. Der moderne, technisierte und

11. bis 14. April 1972
4. Internationale Automationsta-
gung der IG Metall in Oberhau-
sen.

ge-
an

Unfallversicherung ausb<

NACHRICHTEN-Verlags-
Gesellschaft mbH.
Frankfurt am Main

N
VG

Neben einem Kommentar zur EWG- 
Politik der Gewerkschaften in Euro-
pa enthält das Buch eine Reihe Do-
kumente, aus denen die kritischen 
Standpunkte der verschiedenen Ge-
werkschaftsverbände und Arbeiteror-
ganisationen deutlich werden sowie 
auch ihre Forderungen und Vorstel-
lungen zu konkreten Fragen, beson-
ders, was die Mitbestimmung der Ge-
werkschaften in den EWG-Organen 
und die Zusammenarbeit zwischen 
den europäischen Gewerkschaften be-
trifft.

In den letzten Jahren wuchs die Er-
kenntnis in der westeuropäischen Ge-
werkschafts- und Arbeiterbewegung, 
daß sich die Arbeiterschaft, ungeach-
tet der verschiedenen politischen, ge-
werkschaftlichen und konfessionellen 
Ausgangspunkte, zu antimonopolisti-
schen Aktionen gegen die Machtkon-
zentration des Großkapitals zusam-
menfinden muß. Das NVG-Taschen- 
buch .EWG — Monopole — gewerk-
schaftliche Gegenmacht“ will einen 
Beitrag zur Förderung dieser Ent-
wicklung leisten.

Die negativen Auswirkungen der Pro-
fitpolitik multinationaler Konzerne 
und Monopole auf die politische und 
ökonomische Lage der Arbeiterschaft 
in den kapitalistischen Ländern rük- 
ken die Fragen immer stärker in den 
Vordergrund, wie der internationalen 
Macht der Konzerne eine wirksame 
gewerkschaftliche Gegenmacht entge-
gengesetzt werden kann. Den Gewerk-
schaften besonders in den EWG-Län- 
dern sind aus dieser internationalen
20

Mil diesem Titel ist in der NACH-
RICHTEN-Verlags-Gesellschaft An-
fang Juli ein Taschenbuch herausge-
kommen, das die Aufmerksamkeit al-
ler politisch und gewerkschaftlich Tä-
tigen finden sollte. Das Buch ist 116 
Seiten stark, kostet 4,50 DM und kann 
bei der NVG, Frankfurt 60, Fried-
berger Landstr. 307, bestellt werden.

10. bis 13. Oktober
9. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft in Bad Harzburg.
24. bis 30. Oktober
9. Gewerkschaftstag der IG Drude 
und Papier in Nürnberg.
11. und 12. November
8. Deutscher Beamlentag des DGB 
in Bonn.
18. und 19. November
8. Bundesjugendkonferenz 
DGB in Dortmund.

Damit soll der Tatbestand, daß nun-
mehr die 10 Millionen Kinder und 
Jugendlichen, die Kindergärten, 
Grundschulen, Hochschulen und Uni-
versitäten besuchen, den Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung ge-
nießen, nicht abgewertet werden. Doch 
ist damit nur ein Schritt in Richtung 
Ausweitung und Verbesserung der 
Unfallversicherung getan. Die Ge-
werkschaften fordern weitere, ebenso 
notwendige Maßnahmen.

Seit dem ersten April sind die Schüler 
und Studenten der Bundesrepublik in 
den Schutz der gesetzlichen Unfall-
versicherung einbezogen. Die damit 
erfolgte Gleichstellung der Schüler 
und Studenten mit den Arbeitern und 
Angestellten in einem Versicherungs-
fall ist als sozialer Fortschritt zwei-
fellos zu begrüßen. Man darf jedoch 
nicht übersehen, daß die Einbezie-
hung der Schüler und Studenten in 
die gesetzliche Unfallversicherung er-
hebliche Kosten verursacht, die nicht, 
wie andere Aufwendungen in der Un-
fallversicherung, die Unternehmer, 
sondern die Allgemeinheit und damit 
die Masse der werktätigen Steuer-
zahler selbst belasten.

Infolge höherer Gewalt 
nspruch. Nachdruck nur

elektrifizierte Haushalt ist stark un-
fallintensiv. Unerträglich ist auch, 
daß arbeitslose Arbeiter und Ange-
stellte auf dem Wege von und zum 
Arbeitsamt oder bei der Bewerbung 
um einen Arbeitsplatz bei einem Un-
fall keinen Anspruch auf Leistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung haben.

Die NACHRICHTEN zur Wirtschafts- und So-
zialpolitik erscheinen monatlich In der NACH- 
RICrlTEN-Verlags-GmbH mit vierteljährlicher 
Beilage .Informationen zur Wirtschaftsent-
wicklung und Lage der Arbeiterklasse" (März, 
Juni, September, Dezember — nur für Abon-
nenten).
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Unerfüllt sind auch die gewerkschaft-
lichen Forderungen auf arbeitsmedi-
zinische Betreuung der Arbeiter und 
Angestelten über ein Werkärztege-
setz, Erlaß eines Gesetzes über haupt-
amtliche Sicherheitsbeauftragte, Ver-
besserung des Maschinenschutzgeset-
zes und Erhöhung der Unfallrenten 
bei hundertprozentiger Unfallbeschä-
digung von jetzt zwei Drittel auf 75 
Prozent des Jahresverdienstes. Bö.

19. und 20. September
Protestaktion der Betriebsjugend-
vertreter gegen den BetrVG- 
Entwurf der Bundesregierung in 
Bonn (auf Beschluß des Bundes-
jugendausschusses des DGB).
26. September bis 2. Oktober
10. Gewerkschaftstag der IG Me 
tall in Wiesbaden
30. September und 1. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
kongreß der IG Bergbau und 
Energie in Oberhausen.
3. bis 9. Oktober
10. Kongreß der Deutschen Post-
gewerkschaft in Wiesbaden.
4. bis 8. Oktober
11. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Textil-Bekleidung in Dort-
mund.

Der ehemalige DGB-Vorsitzende Lud-
wig Rosenberg hat vom „Rationali-
sierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft“, einer Unternehmerein-
richtung, die Carl-Friedrich-von-Sie- 
mens-Plakette verliehen bekommen. 
Damit werden Persönlichkeiten aus-
gezeichnet, die sich nach Ansicht der 
Unternehmer „besondere Verdienste“ 
um die Rationalisierung in den Be-
trieben erworben haben.

Der ehemalige DGB-Vorsitzende 
nierte sich nicht, diesen Makel 
seinen Rock zu heften.


